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Leitfaden zu den Wettbewerbsregeln für staatliche Beihilfen Vorwort

Vorwort

Staatliche Wirtschaftsförderung war in der Vergangenheit und ist nach wie vor ein Instrument zur
Verbesserung der Wirtschaftslage, wobei ein breites Spektrum von unterschiedlichen Maßnahmen
zum Einsatz kommt. In Zeiten schlechter Konjunkturlage trachteten die verantwortlichen Akteure
– vornehmlich die öffentlichen Entscheidungsträger – durch Bereitstellung von finanziellen Mitteln
oder Änderung der Steuergesetzgebung den Auswirkungen von Rezessionen entgegen zu wirken,
um Arbeitsplätze zu sichern. Aber auch im Konjunkturaufschwung wurden Unterstützungen weiter-
gewährt, durch Begünstigung von Unternehmensansiedlungen, Entwicklung und Aufschließung
von Gewerbegebieten etc. Dass dabei Volkswirtschaften, welche über höhere finanzielle
Ressourcen verfügen, durch höheren Einsatz von Mitteln günstigere Bedingungen schaffen können
als Volkswirtschaften mit geringerem Bruttoinlandsprodukt ist offenkundig. Damit treten jedoch
Wettbewerbsverzerrungen ein, welche dem Bestreben nach Beseitigung der Disparitäten in der
wirtschaftlichen Entwicklung der Mitgliedstaaten und Regionen der Europäischen Gemeinschaft
und jetzt der Europäischen Union zuwider laufen. 

Da der Umfang der Rechtsgrundlagen sehr umfangreich und auch dem Prozess einer dauernden
Revision und Ergänzung unterworfen ist, hat der Österreichische Städtebund den Versuch unter-
nommen, einen für Städte und Gemeinden leicht handhabbaren und ihren Bedürfnissen ange-
passten Leitfaden ausarbeiten zu lassen, der auf die besonderen „Fallstricke“ und die unbedingt
einzuhaltenden Regeln hinweist. Es ist verständlich, dass der Leitfaden die Rechtslage nur in
einer Momentaufnahme wiedergibt, weil auch die Europäische Kommission auf wechselnde
Anforderungen der wirtschaftlichen Entwicklung durch neue oder geänderte Regelungen im
Wettbewerbsrecht reagiert.

Der Österreichische Städtebund dankt der nationalen Expertin bei der Europäischen Kommis-
sion Mag. Renate Schohaj für die Erstellung des Manuskriptes zu diesem Leitfaden und hofft,
dass mit diesem Band seiner Schriftreihe ein weiterer Mosaikstein in der Rechtsinformation der
Mitgliedsgemeinden geschaffen wurde.

Dkfm. Dr. Erich Pramböck
Generalsekretär 
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Einleitung

Die Gewährung staatlicher Mittel, welche zur Folge haben, dass bestimmte Unternehmen oder
Wirtschaftszweige zum Nachteil anderer Unternehmen oder Wirtschaftszweige bevorzugt wer-
den und den innergemeinschaftlichen Handel beeinträchtigen, können das Funktionieren des
Gemeinsamen Marktes erheblich beeinträchtigen.

Das Ziel staatlicher Beihilfen besteht häufig in der wirtschaftlichen Förderung bzw. Abfederung
der Schwierigkeiten von Unternehmen, Wirtschaftszweigen oder Regionen, was insbesondere
von den Begünstigten auf den ersten Blick als positiv angesehen wird. In Wahrheit jedoch sind
gerade Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen besonders schädlich, weil diese oft Unternehmen,
die sich in Schwierigkeiten befinden, künstlich aufrechterhalten, obwohl diese langfristig nicht in
der Lage wären, wieder selbstständig wettbewerbsfähig zu werden.

Aus dem Blickwinkel der nichtgeförderten Wettbewerber sind staatliche Beihilfen häufig als unge-
rechtfertigte Diskriminierungen zu sehen, da diese sämtliche Anstrengungen zur Erhaltung ihrer
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den Beihilfeempfängern allein aufbringen müssen. Die nega-
tiven Auswirkungen der staatlichen Beihilfen auf die Wettbewerbsfähigkeit der leistungsfähigen
Unternehmen bestehen in der Verfälschung des unternehmerischen Preis- und Leistungswett-
bewerbs, die zuweilen so weit führt, dass das Überleben ursprünglich effizienter Unternehmen
und damit andere Arbeitsplätze bedroht sind. Damit können staatliche Beihilfen gegebenenfalls
langfristig dem Markt insgesamt schaden, indem sie die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen
Volkswirtschaften durch die Bindung von Ressourcen an der falschen Stelle schwächen.

Die Europäische Kommission ist für die Überwachung der von den Mitgliedstaaten gewährten
Beihilfen allein zuständig und sieht es als ihre Aufgabe an, die leistungsfähigen Unternehmen
vor wirtschaftlich nicht zu rechtfertigenden Benachteiligungen zu schützen. Deshalb zielt diese
Überwachung insbesondere darauf ab, staatliche Beihilfen auf das unbedingt erforderliche Maß
zu begrenzen. Indem sie bestrebt ist, die Verfälschungen des innergemeinschaftlichen Wettbewerbs
zu verhindern, die der Entfaltung des Binnenmarktes entgegenstünden, trägt die Überwachung
der Beihilfen zum Wirtschaftswachstum der Union und damit zur Förderung der Beschäftigung
bei. Schließlich leistet die Überwachung der Beihilfen auch einen Beitrag zur Hebung des Lebens-
standards und des Wohlergehens der Bürger, indem sie bestimmten zielgerichteten Beihilfen,
die bürgerfreundliche Entwicklungen stimulieren sollen, aus Erwägungen des Allgemeininteresses
zustimmt. Die zentrale Aufgabe der Beihilfenkontrolle besteht daher darin, einerseits die für den
Wettbewerb schädlichen Beihilfen zu unterbinden und andererseits Ausnahmen für jene Arten
von Beihilfen zu schaffen, die neben ihrer wettbewerbsverzerrenden Wirkung als überwiegend
positiv anzusehen sind.

Das aufgrund des EG-Vertrages vorgesehene Kontrollverfahren ist dadurch gekennzeichnet,
dass die Mitgliedstaaten der Europäischen Kommission ihre Beihilfevorhaben zur Genehmigung
vorlegen müssen, bevor sie diese ausführen dürfen. Durch die Ausübung dieser Kontrollbefugnis
hat die Kommission eine umfangreiche Entscheidungspraxis im Bereich der staatlichen Beihilfen
und spezifische Lösungsansätze entwickelt.
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Die folgenden Seiten enthalten keine erschöpfende Abhandlung der Beihilfevorschriften, sondern
lediglich einen Leitfaden für den Leser der Wettbewerbsregeln für staatliche Beihilfen unter be-
sonderer Berücksichtigung des diesbezüglichen Interesses von Städten und Gemeinden.
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Kapitel 1

EUROPARECHTLICHE 

RAHMENBEDINGUNGEN





1.1 DER BEGRIFF DER STAATLICHEN BEIHILFE

Nach der Definition in Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche Beihilfen mit dem Gemein-
samen Markt unvereinbar, wenn sie vom Staat oder aus staatlichen Mitteln gewährt werden, den
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, indem sie bestimmte Unternehmen oder
bestimmte Produktionszweige begünstigen und den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beein-
trächtigen.

Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag enthält zwar weder eine konkrete Definition des Beihilfebegriffs
noch Angaben darüber, welche Art von Maßnahmen untersagt sind, doch gibt er einige Tatbe-
standsmerkmale vor, nach welchen eine gemeinschaftsrechtlich relevante Maßnahme zu charak-
terisieren ist. Darüber hinaus sind der Entscheidungspraxis der Kommission und der ständigen
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes Abgrenzungen zu entnehmen.

1.1.1 Staatliche Mittel

Um eine Maßnahme als Beihilfe einzustufen, muss festgestellt werden, dass sie eine aus staat-
lichen Mitteln finanzierte Vergünstigung mit sich bringt. Der Gerichtshof bestätigte in seinem Urteil
in der Rechtssache Ladbroke Racing Ltd. Und Kommission1, dass Artikel 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag alle Geldmittel erfasst, auf die der öffentliche Sektor tatsächlich zur Unterstützung von Unter-
nehmen zurückgreifen kann, ohne dass es dafür eine Rolle spielt, ob diese Mittel auf Dauer zum
Vermögen dieses Sektors gehören. Der Umstand, dass die betreffenden Beträge ständig unter
staatlicher Kontrolle und somit zur Verfügung der zuständigen nationalen Behörden stehen, genügt,
damit sie als staatliche Mittel qualifiziert werden können, da der Staat somit in der Lage ist, die
Verwendung der Mittel zu steuern und gegebenenfalls besondere Vorteile zugunsten anderer
Unternehmen zu finanzieren.

Die Unterscheidung des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag zwischen dem Begriff der „staatlichen
Beihilfen“ und dem der „aus staatlichen Mitteln gewährten Beihilfen“ dient dem Zweck, in
den Beihilfebegriff nicht nur unmittelbar vom Staat direkt gewährte Beihilfen, sondern auch indi-
rekte Beihilfen einzubeziehen, die durch vom Staat benannte oder errichtete öffentliche oder
private Einrichtungen gewährt werden. Im ersten Fall ist Voraussetzung, dass die Beihilfe von
einer staatlichen Einrichtung gewährt wird. Nicht erforderlich ist jedoch, dass die Beihilfe auf
zentralstaatlicher Ebene gewährt wird. Es sind daher sowohl regionale als auch lokale Einrich-
tungen unabhängig vom Status und von der Bezeichnung dieser Einrichtungen auf allen Ebenen
zu erfassen2. Im zweiten Fall werden öffentliche oder private Einrichtungen mit der Gewährung
staatlicher Beihilfen beauftragt. Ausschlaggebendes Kriterium dafür, ob die Beihilfen dem Staat
zuzuschreiben sind, ist diesfalls die Feststellung, ob die Einrichtungen autonom agieren oder ob
ihr Handeln vom Staat diktiert wird.
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In seinem Urteil in der Rechtssache Stardust3 hat der Gerichtshof ausgeführt, dass eine Maß-
nahme, um als staatliche Beihilfe eingestuft zu werden, aus staatlichen Mitteln herrühren muss.
Die bloße Tatsache, dass ein öffentliches Unternehmen Handlungen setzt, genügt jedoch nicht,
um dem Staat Maßnahmen dieses Unternehmens zuzurechnen. Entscheidendes Element ist viel-
mehr, ob der Staat einerseits in der Lage ist, das öffentliche Unternehmen zu kontrollieren und
einen beherrschenden Einfluss auf dessen Tätigkeit auszuüben und andererseits dieses Kontroll-
recht auch tatsächlich ausübt. Solange hierfür keine Anhaltspunkte bestehen, ist die finanzielle
Unterstützung eines öffentlichen Unternehmens nicht dem Staat zuzurechnen.

Darüber hinaus ist zu bemerken, dass der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zum Beihilfe-
begriff wiederholt den Zufluss staatlicher Mittel an den Beihilfeempfänger voraussetzt. Mit dem
Kriterium der Mittelzufuhr werden somit solche Begünstigungen vom Anwendungsbereich der
Beihilfevorschriften ausgeschlossen, die der Staat veranlasst, ohne dass dies mit finanziellen
Aufwendungen für ihn verbunden wäre. Die Maßnahme muss sich also nicht als Belastung für
den öffentlichen Haushalt in Form von direkten Ausgaben oder Mindereinnahmen darstellen.

In seinem Urteil in der Rechtssache PreussenElektra4 hat der Gerichtshof vorausgesetzt, dass
eine Übertragung staatlicher Mittel auf den Beihilfeempfänger vorliegen muss, um als Beihilfe
qualifiziert zu werden. Die Rechtssache betraf die Regelung, nach der private Energieversor-
gungsunternehmen in Deutschland verpflichtet sind, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten
Strom aus erneuerbaren Energiequellen zu Mindestpreisen abzunehmen, die über dem tatsäch-
lichen wirtschaftlichen Wert des Stroms liegen. Der Gerichtshof wurde im Zusammenhang mit
einem Rechtsstreit in Deutschland um eine Vorabentscheidung zu der Frage ersucht, ob eine
solche Regelung eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellt.

In seinem Urteil stellte der Gerichtshof fest, dass die Verpflichtung privater Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen zur Abnahme von Strom aus erneuerbaren Energiequellen zu festgelegten
Mindestpreisen nicht zu einer unmittelbaren oder mittelbaren Übertragung staatlicher Mittel auf
die Unternehmen führe, die diesen Strom erzeugen. Selbst der Umstand, dass die Abnahme-
pflicht auf einem Gesetz beruhe und bestimmten Unternehmen unbestreitbare Vorteile gewähre,
könne der Regelung daher nicht den Charakter einer staatlichen Beihilfe verleihen.

1.1.2 Einem Unternehmen gewährter Vorteil

Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes ist unter „Beihilfe“ ein Vorteil zu verstehen,
der einem Unternehmen durch staatliche Stellen unentgeltlich oder gegen Zahlung eines
Betrages gewährt wird, der dem zahlenmäßigen Wert des Vorteils nur zu einem Bruchteil ent-
spricht. Diese Definition erstreckt sich somit einerseits auf die Zuweisung von Mitteln an ein Unter-
nehmen als auch andererseits auf jede Art der Verminderung der Lasten, die normalerweise das
Unternehmen zu tragen hätte und deren Verminderung eine Einsparung ermöglicht. Die Form,
in der die Beihilfe gewährt wird, ist unerheblich (siehe 1.2).
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Der Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 19.9.2000 in der Rechtssache Bundesrepublik Deutsch-
land gegen Kommission5 darauf hingewiesen, dass der Vorteil, der den betreffenden Unternehmen
durch das deutsche Einkommensteuergesetz mittelbar gewährt wird, im Verzicht des Mitglied-
staates auf Steuereinnahmen besteht, die er normalerweise erzielt hätte, da durch diesen Ver-
zicht die Investoren die Möglichkeit erhalten haben, Beteiligungen an diesen Unternehmen zu
steuerlich günstigeren Bedingungen zu erwerben. Das Hinzutreten einer autonomen Entschei-
dung der Investoren lässt den Zusammenhang zwischen der Steuervergünstigung und dem den
betreffenden Unternehmen gewährten Vorteil nicht entfallen, weil nach wirtschaftlicher Betrachtungs-
weise die Änderung der Rahmenbedingungen, die diesen Vorteil bewirkt, die Folge davon ist,
dass dem Staat Steuereinnahmen entgehen.

Die Frage, ob eine Maßnahme staatliche Mittel einschließt, stellt sich mit besonderem Nachdruck
in jenen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat oder eine staatliche Holdinggesellschaft eine Kapital-
beteiligung an einem Unternehmen erwerben möchte. Der Staat übernimmt als öffentlicher Kapital-
geber eine Rolle, die an sich vollkommen durch Artikel 295 EG-Vertrag6 legitimiert ist. Da für die
Bewertung staatlicher Beihilfen ihre Auswirkungen und nicht deren Gründe und Ziele maßgeb-
lich sind7, entwickelte die Kommission das Kriterium des marktwirtschaftlich handelnden Kapital-
gebers: Danach ist in jedem Fall zu prüfen, ob die öffentliche Beteiligung am Kapital des be-
treffenden Unternehmens gewinnorientiert ist und folglich vom Staat oder von der staatlichen
Holdinggesellschaft unter den gleichen Umständen erworben wurde, wie dies bei einem pri-
vaten Kapitalgeber in vergleichbarer Lage der Fall gewesen wäre, oder ob sie im öffentlichen
Interesse erworben wurde, sodass der Erwerb als Maßnahme des Staates in seiner Eigenschaft
als öffentliche Körperschaft zu werten ist. Im Hinblick auf öffentliche Kapitalzuführungen zugunsten
von Unternehmen ist die Frage zu stellen, ob ein privater Kapitalgeber von vergleichbarer Größe
wie die Verwaltungseinrichtung des öffentlichen Sektors in vergleichbarer Lage ebenso handeln
würde. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Aussicht besteht, dass die zugeführten
Mittel eine normale Rendite in Form von Dividenden oder Kapitalgewinnen abwerfen.

In den Kreis der Begünstigungsempfänger fallen grundsätzlich Unternehmen und Produktions-
zweige. Bei der Qualifizierung als Unternehmen wird auf das Ausführen einer wirtschaftlichen
Tätigkeit abgestellt, wobei nach der Rechtsprechung des EuGH darunter jede Tätigkeit zu ver-
stehen ist, die darin besteht, Güter oder Dienstleistungen auf einem bestimmten Markt anzubie-
ten8. Da der Unternehmensbegriff weit auszulegen ist (funktionaler Unternehmensbegriff), kann
demnach jeder Wirtschaftsteilnehmer die Rolle eines begünstigten Beihilfeempfängers einneh-
men, womit sowohl öffentliche als auch private Unternehmen betroffen sein können. Als öffent-
liches Unternehmen ist jedes Unternehmen zu verstehen, auf das die öffentliche Hand aufgrund
Eigentums, finanzieller Beteiligung, Satzung oder sonstiger die Tätigkeit des Unternehmens regelnder
Bestimmungen mittelbar oder unmittelbar beherrschenden Einfluss ausübt. Von einem beherr-
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berührt lässt“. Daraus ist zu schließen, dass die Mitgliedstaaten, ebenso wie jeder andere, Güter, Dienstleistungen
oder Beteiligungen erwerben können.

7 Siehe EuGH 26.9.1996, C-241/94 oder EuGH 12.10.2000, C-480/98
8 EuGH 12.9.2000, C-180-184/98, Pavel Pavlov u. a. gegen Stichting Pensioenfonds Medische Specialisten



schenden Einfluss der öffentlichen Hand kann gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Transparenzrichtlinie9

dann ausgegangen werden, wenn sie die Mehrheit des gezeichneten Unternehmenskapitals be-
sitzt, über die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen verbundenen Stimmrechte verfügt
oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leistungs- oder Aufsichtsorgans des
Unternehmens bestellen kann.

Zu beachten ist ebenfalls, dass der Begünstigte und der Empfänger der staatlichen Leistung nicht
zwingend identisch sein müssen. Eine Beihilfe liegt demnach auch dann vor, wenn die staatliche
Zuwendung zwar nicht unmittelbar10 an den Begünstigten erfolgt, die staatliche Maßnahme aber
geeignet ist, bestimmte Unternehmen gegenüber anderen vergleichbaren Unternehmen besser
zu stellen.

1.1.3 Selektivität

Um in den Anwendungsbereich von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag zu fallen, darf es sich bei
einer Maßnahme nicht nur um eine staatliche Maßnahme handeln, sondern sie muss auch selek-
tiv sein und somit das Gleichgewicht zwischen dem begünstigten Unternehmen oder Wirtschaftszweig
und anderen Unternehmen oder Wirtschaftszweigen beeinträchtigen.

Durch diese Selektivität unterscheiden sich staatliche Beihilfemaßnahmen von allgemeinen wirt-
schaftlichen Begleitmaßnahmen (allgemeine konjunkturpolitische Maßnahmen sowie Maßnahmen
der allgemeinen Steuer- und Sozialpolitik), die auf die Förderung der Wirtschaft insgesamt ab-
zielen und die generell allen Unternehmen in allen Wirtschaftssektoren eines Mitgliedstaates
zugute kommen. Solange sie nicht einen bestimmten Wirtschaftszweig begünstigen, entsprechen
solche allgemeinen Maßnahmen den Entscheidungsbefugnissen der Mitgliedstaaten in wirtschafts-
politischen Fragen. Demzufolge handelt es sich bei Maßnahmen mit sektorübergreifender Wirkung,
die für alle Unternehmen in gleicher Weise anwendbar sind (z. B. Infrastrukturmaßnahmen) und
auf die Förderung der Wirtschaft insgesamt abzielen, nicht um staatliche Beihilfen im Sinne von
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag.

Steuerliche Maßnahmen, die allen Wirtschaftsteilnehmern eines Mitgliedstaates zugute kommen,
stellen grundsätzlich allgemeine Maßnahmen dar, wenn sie tatsächlich allen Unternehmern in
gleicher Weise offen stehen. Der selektive Charakter einer Maßnahme kann lediglich dann „durch
die Natur oder den inneren Aufbau des Systems“ gerechtfertigt sein, wenn die Maßnahme
mit der inneren Logik des allgemeinen Steuersystems im Einklang steht. Beispielsweise bleibt
die Steuerprogression, die durch die Logik der steuerlichen Umverteilung gerechtfertigt wird,
deshalb von der Anwendung des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag ausgenommen11.
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Electronics Manufacturing España SA/Kommission



Die Kommission überprüfte die dänische Regelung, nach der eine unter dem Normalsteuersatz
liegende pauschale Einkommensteuer erhoben wurde, auf das Vorliegen staatlicher Beihilfen,
weil auch die Möglichkeit bestand, dass nur bestimmte Industriezweige davon profitieren würden.
Die vorgelegten Unterlagen zeigten jedoch, dass sich de facto alle die Regelung zunutze machen
konnten, die Privatwirtschaft ebenso wie öffentliche Einrichtungen, das verarbeitende Gewerbe,
der Handel und der Dienstleistungssektor ebenso wie Großunternehmen und KMU. Da die Maß-
nahme also tatsächlich weder bestimmte Unternehmen noch die Herstellung bestimmter Güter
begünstigte, hat die Kommission die dänische Regelung genehmigt12. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes vom 26.9.199613 kann im Einzelfall selbst bei Maß-
nahmen, die weder sektoriell noch regional noch auf eine bestimmte Art von Unternehmen be-
schränkt und daher für alle Unternehmen anwendbar sind, im Einzelfall eine staatliche Beihilfe
im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag vorliegen, wenn es das der Behörde eingeräum-
te Ermessen ermöglicht, ihren finanziellen Beitrag anzupassen. Verfügt also eine öffentliche Ein-
richtung bei der Gewährung finanzieller Vorteile über einen Ermessensspielraum, kann diese
Maßnahme, obwohl sie  theoretisch zwar allen Unternehmen offen steht, in der Praxis jedoch nur
bestimmte Unternehmen in deren Genuss kommen können, nicht mehr als allgemeine Maß-
nahme angesehen werden. Des Weiteren hat der Gerichtshof in demselben Urteil festgestellt,
dass das System der staatlichen Beteiligung (FNE) an der Durchführung der Sozialpläne nach
seinem Zweck und seinem allgemeinen Zusammenhang geeignet sein kann, bestimmte Unter-
nehmen in eine günstigere Lage zu versetzen als andere, und so die Voraussetzungen für eine
Beihilfe erfüllen kann. 

1.1.4 Wettbewerbsverfälschung

Voraussetzung für die Anwendung des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag ist, dass die Beihilfe den
Wettbewerb verfälscht oder zu verfälschen droht. Die Bezugnahme auf die Wettbewerbsverfäl-
schung als Tatbestandsmerkmal des genannten Artikels ergibt sich daraus, dass die Beihilfe-
vorschriften zur Erreichung des Gemeinschaftszieles dienen, ein System zu errichten, das den
Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes vor Verfälschungen schützt14. Eine Wettbe-
werbsverfälschung liegt dann vor, wenn die Maßnahme in ein tatsächlich bestehendes oder
möglicherweise in Entstehung befindliches Wettbewerbsverhältnis zwischen Unternehmen oder
Produktionszweigen eingreift. Hinsichtlich des Vorliegens eines potenziellen Wettbewerbs-
verhältnisses genügt es festzustellen, dass es mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in abseh-
barer Zukunft eintreten kann.

Unter Verfälschung des Wettbewerbs ist jeder der Übertragung staatlicher Mittel zurechenbare
Eingriff zu verstehen, der die Marktbedingungen für die Wettbewerber verändert. In der Regel
verstärkt die Beihilfe die Marktposition des begünstigten Unternehmens. Diese Tatsache allein
berechtigt bereits zur Feststellung, dass der Wettbewerb verfälscht wird. Der Gerichtshof be-
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13 EuGH 26.9.1996, C-241/94, Frankreich/Kommission
14 Siehe Artikel 3 g EG-Vertrag



stätigt diese Auffassung erneut in jüngsten Urteilen zu diesem Thema15. Es muss sich dabei weder
um eine wesentliche noch eine signifikante Wettbewerbsverzerrung handeln. Auch die geringe
Höhe einer Beihilfe schließt an sich das Vorliegen einer Wettbewerbsverzerrung nicht aus16.

Wegen des zusätzlichen Merkmals der Selektivität liegt eine gemeinschaftlich relevante Beihilfe
dann nicht vor, wenn potenziell alle miteinander im Wettbewerb stehenden Unternehmen der
Gemeinschaft an der begünstigenden Maßnahme teilhaben können. In diesem Fall muss sie
auch neuen Marktteilnehmern zugänglich sein.

1.1.5 Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten

Beihilfen sind nach Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt nur insoweit
unvereinbar, als sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Das Merkmal der
Handelsbeeinträchtigung grenzt den Geltungsbereich des gemeinschaftlichen Beihilfekontroll-
rechts gegenüber dem innerstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten ab. Das Beihilfeverbot des
Gemeinschaftsrechts erstreckt sich somit nur auf solche Begünstigungen, die sich auf den Handel
zwischen den Mitgliedstaaten auswirken, die innerstaatliche Regelungskompetenz für lokale,
regionale oder nationale Sachverhalte bleibt davon unberührt.

Um die Auswirkungen der Wettbewerbsverfälschung auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten
zu ermitteln, reicht die Feststellung aus, dass der Begünstigte, und sei es nur partiell, einer Tätig-
keit nachgeht, bei der Handel zwischen den Mitgliedstaaten gegeben ist. Weder der geringe An-
teil des begünstigten Unternehmens am Gemeinschaftsmarkt oder das Fehlen einer Exporttätigkeit
noch der Umstand, dass das Unternehmen fast seine gesamte Produktion aus der Gemeinschaft
ausführt, ändern etwas an dieser Feststellung.

Entscheidend ist, ob sich unter dem Einfluss der Beihilfe der innergemeinschaftliche Waren- oder
Dienstleistungsverkehr anders entwickelt oder entwickeln hätte können, als er dies ohne die Bei-
hilfe täte. Aus diesem Grund ist auch dann von einer Handelsbeeinträchtigung auszugehen, wenn
es durch die Beihilfe zu keiner Änderung der Handelsströme gekommen ist, nämlich dann, wenn
es ohne die Beihilfe sehr wohl zu einer solchen Änderung gekommen wäre. Des Weiteren ist es
nicht erforderlich, dass es zu einer tatsächlichen Handelsbeeinträchtigung kommt; der Umstand,
dass eine Beihilfe nach Prüfung aller objektiven Umstände mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
geeignet ist, den Handel zu beeinträchtigen, ist bereits ausreichend.

Die Auswirkungen auf den Wettbewerb müssen jedoch abschätzbar sein. In diesem Zusammen-
hang betonte der Gerichtshof in seinem Urteil in der Rechtssache Bundesrepublik Deutschland
gegen Kommission17 erneut, dass weder der verhältnismäßig geringe Umfang einer Beihilfe18 noch
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15 Siehe EuGH 12.12.2002, C-5/2001, Belgien gegen Kommission; EuGH 23.10.2002, T-269/99, T-271/99 und T-272/99
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siehe 1.1.6

17 EuGH 19.9.2000, C-156/98
18 Mit Ausnahme der Beihilfen, die die Kriterien der De-minimis-Verordnung erfüllen, ABl. L 10/30 vom 13.1.2001; 

siehe 1.1.6



die verhältnismäßig geringe Größe des begünstigten Unternehmens von vornherein die Möglich-
keit einer Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten ausschließt. Wenn eine
vom Staat oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfe die Stellung eines Unternehmens gegen-
über anderen Wettbewerbern im innergemeinschaftlichen Handel verstärkt, so muss dieser als
von der Beihilfe beeinflusst angesehen werden. Dies war hier der Fall, weil alle anderen Unter-
nehmen als die, für welche die streitige Maßnahme galt, unabhängig davon, ob sie in Deutsch-
land oder in einem anderen Mitgliedstaat ansässig waren, ihre Mittel nur unter weniger günstigen
Bedingungen erhöhen konnten.

1.1.6 De-minimis-Beihilfen

Obwohl weder der verhältnismäßig geringe Umfang einer Beihilfe noch die verhältnismäßig ge-
ringe Größe des begünstigten Unternehmens von vornherein die Möglichkeit einer Beeinträchti-
gung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten ausschließt, müssen die Beihilfen dennoch eine
Auswirkung auf den Handel und den Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten haben, um von
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfasst zu werden.

Für Beihilfen, deren Betrag sehr gering ist, hat die Kommission die so genannte De-minimis-
Schwelle19 in Form einer Gruppenfreistellungsverordnung eingeführt, die einen absoluten Bei-
hilfenhöchstbetrag von EUR 100.000,– bezogen auf einen Zeitraum von drei Jahren festsetzt.
Gemäß Artikel 2 Absatz 1 der De-minimis-Verordnung gelten De-minimis-Beihilfen als Maßnahmen,
die nicht alle Tatbestandsmerkmale des Artikels erfüllen und damit gar keine Beihilfen im Sinne
dieser Bestimmung darstellen. Aus diesem Grund unterliegen sie auch nicht der Notifizierungs-
verpflichtung gemäß Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag. Die Mitgliedstaaten sind jedoch verpflich-
tet sicherzustellen, dass der kumulierte Betrag verschiedener an ein und dasselbe Unternehmen
gewährter De-minimis-Beihilfen nicht den Gesamtbetrag von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag er-
fasst werden, sind sie dennoch für die Berechnung dieses Höchstbetrages zu berücksichtigen20.

1.2 FORMEN STAATLICHER BEIHILFEN

Da der Begriff der staatlichen Beihilfe in einem weiten Sinn zu verstehen ist, fallen darunter nicht
lediglich finanzielle Zuschüsse ohne Rückzahlungsverpflichtung, sondern grundsätzlich jede Form
von Hilfeleistung oder Entlastung von Kosten, die ein Unternehmen üblicherweise selbst zu
tragen hätte.

So können beispielsweise Verkäufe von Bauten oder Grundstücken der öffentlichen Hand
auf damit verbundene staatliche Beihilfen an die erwerbenden Unternehmen überprüft werden,
wenn die Überlassung der Immobilien seitens des Staates zu einem Preis erfolgte, der unter den
marktüblichen Bedingungen liegt. Nach der Mitteilung der Kommission betreffend Elemente staat-
licher Beihilfen bei Verkäufen von Bauten oder Grundstücken durch die öffentliche Hand21 ist der
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Verkauf von Bauten oder Grundstücken nach einem hinreichend publizierten, allgemeinen bedin-
gungsfreien Bietverfahren (ähnlich einer Versteigerung) und die darauf folgende Veräußerung
an den meistbietenden oder den einzigen Bieter grundsätzlich als ein Verkauf zum Marktwert
anzusehen und enthält damit keine staatliche Beihilfe. Wenn die öffentliche Hand nicht die Ab-
sicht hat, dieses Verfahren anzuwenden, sollte vor den Verkaufsverhandlungen eine unabhän-
gige Bewertung durch (einen) unabhängige(n) Sachverständige(n) für Wertermittlung erfolgen,
um auf der Grundlage allgemein anerkannter Marktindikatoren und Bewertungsstandards den
Marktwert zu ermitteln. Der so festgestellte Marktpreis ist der Mindestkaufpreis, der vereinbart
werden kann, ohne dass eine staatliche Beihilfe gewährt würde.

Ähnlich verhält es sich mit dem Verkauf öffentlicher Beteiligungen. Der Verkaufspreis für eine
öffentliche Beteiligung enthält dann keine Elemente einer staatlichen Beihilfe, sofern das Ver-
kaufsobjekt zum Marktpreis veräußert wird. Davon kann ausgegangen werden, wenn die Betei-
ligung im Rahmen eines offenen, an keine Bedingungen geknüpften und nichtdiskriminierenden
Ausschreibungsverfahrens angeboten wird und an den Meistbieter veräußert wird. Im Fall Kali
und Salz GmbH22 erfolgte zwar keine öffentliche Ausschreibung, der endgültig erzielte Preis war
jedoch das Ergebnis eines Verfahrens, in dessen Rahmen kein potenzieller Investor willkürlich
vom Verkauf ausgeschlossen wurde, und entsprach dem Marktpreis.

Aber auch umgekehrt können der Erwerb von Unternehmensanteilen durch den Staat oder sons-
tige staatliche Kapitalübertragungen, wie Kapitalzuführungen einer staatlichen Holding an ihre
Tochtergesellschaften, Kapitalaufstockungen oder Kapitalbeteiligungen von Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag erfasst werden, wenn sich der Staat dabei nicht wie ein marktwirtschaftlich handeln-
der Kapitalgeber verhält (siehe 1.1.2).

Gemäß der Mitteilung über die Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf Maß-
nahmen im Bereich der direkten Unternehmensbesteuerung23 fallen alle Regelungen der natio-
nalen Unternehmensbesteuerung, die entweder Unternehmen einer bestimmten Region oder eines
bestimmten industriellen Sektors gegenüber den allgemeinen Steuerregeln selektiv begünstigen,
in den Anwendungsbereich von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag. Eine solche Begünstigung kann
sowohl aus den steuerlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften als auch aus Ermessens-
entscheidungen der Steuerverwaltung resultieren und vermindert gewöhnlich die Steuerlast des
begünstigten Unternehmens durch die Minderung der Steuerbemessungsgrundlage (besonderer
Steuerabzug, außergewöhnliche oder beschleunigte Abschreibung, Aufnahme von Rücklagen in
die Bilanz usw.), durch vollständige oder teilweise Ermäßigung des Steuerbetrages (Steuerbefreiung,
Steuergutschrift usw.), durch Zahlungsaufschub, Aufhebung der Steuerschuld oder außergewöhnliche
Vereinbarung über die Ratenzahlung.

Auch staatliche Garantien in Form von Bürgschaften oder Haftungsverpflichtungen, die ge-
wöhnlich mit einem Darlehen oder anderen finanziellen Verpflichtungen, die ein Darlehensnehmer
eingeht, verbunden sind, können Beihilfen beinhalten, weil staatliche Garantien den Vorteil bieten,
dass das Risiko, auf das sich die Garantie bezieht, vom Staat getragen wird. Üblicherweise wird
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eine solche staatliche Beihilfe dem Darlehensnehmer entweder direkt vom Staat oder indirekt über
Finanzinstitute gewährt, indem er aufgrund des Vorteils der Garantie einen niedrigeren Zinssatz
erhält oder weniger Sicherheiten zu leisten hat24. Damit können die Mittel zu niedrigeren Kosten
aufgebracht werden, als dies ohne die Bürgschaft möglich wäre. Die Mitteilung der Kommission
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungs-
verpflichtungen und Bürgschaften25 erläutert anhand der geltenden Bewertungsgrundsätze, wie
das Beihilfeelement einer Bürgschaft zu berechnen ist. Des Weiteren werden die Bedingungen
genannt, die vorliegen müssen, damit die Kommission von vornherein davon ausgehen kann,
dass eine Bürgschaft kein Beihilfeelement enthält. Hierzu gehört, dass sich der Darlehensnehmer
nicht in finanziellen Schwierigkeiten befindet und grundsätzlich auch ohne Eingreifen des Staates
in der Lage wäre, auf dem Finanzmarkt ein Darlehen zu Marktbedingungen aufzunehmen, dass
die Bürgschaft an eine konkrete finanzielle Transaktion geknüpft ist, eine festgelegte Höchstsumme
betrifft, nicht über 80% der offenstehenden Darlehensverpflichtung hinausgeht und für die Über-
nahme der Bürgschaft ein marktgerechtes Entgelt bezahlt wird. Da Bürgschaften sich von anderen
staatlichen Beihilfemaßnahmen dahingehend unterscheiden, als der Staat im Falle einer Bürg-
schaft nicht nur mit dem Begünstigten, sondern auch mit Dritten (z. B. Darlehensgeber) ein Rechts-
verhältnis eingeht, sind auch die Folgen einer unrechtmäßigen Beihilfengewährung unterschiedlich.
Es ist daher auf der Ebene der nationalen Gesetze26 zu prüfen, ob die Tatsache, dass eine staat-
liche Beihilfe unrechtmäßig gewährt wurde, auch Konsequenzen für Dritte nach sich ziehen kann27.

Privatisierung von öffentlichen Unternehmen
Da gemäß Artikel 295 EG-Vertrag das Gemeinschaftsrecht die Eigentumsordnung in den Mitglied-
staaten unberührt lässt, kommen Beihilfen, welche die Privatisierung öffentlicher Unternehmen
erleichtern, nicht als solche in den Genuss einer Ausnahme vom Grundsatz der Unvereinbarkeit
staatlicher Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt. Die Kommission hat die allgemeinen Grund-
sätze, welche sie auf Privatisierungen anwendet und die sich im Laufe der Jahre aus der Prüfung
von Einzelfällen ergeben haben, in ihrem XXIII. Bericht über Wettbewerbspolitik28 ausgeführt.
Danach wird davon ausgegangen, dass für den Fall der Privatisierung durch den Verkauf von
Aktien über die Börse die Veräußerung zu Marktbedingungen erfolgt und kein Beihilfeelement
enthalten ist. Wird das Unternehmen nicht über die Börse privatisiert, sondern als Ganzes oder
in Teilen an andere Unternehmen verkauft, muss ein offener, transparenter und bedingungsfreier
Ausschreibungswettbewerb stattfinden, in welchem den Bietern genügend Zeit und Informationen
zur Verfügung steht, um eine angemessene Bewertung der Vermögenswerte vorzunehmen und
in dem das Unternehmen an den Meistbietenden veräußert wird. Privatisierungen, die durch
Börsenverkauf oder Ausschreibungswettbewerb zu den genannten Bedingungen erfolgen,
müssen der Kommission nicht im Voraus zur Prüfung möglicher Beihilfeelemente mitgeteilt werden.
In allen anderen Fällen (z. B. Verkäufe nach Verhandlungen mit einem einzigen oder einigen
ausgewählten Bietern, Verkäufe zu Bedingungen, die bei vergleichbaren Transaktionen zwischen
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Privatparteien nicht üblich sind usw.) müssen Privatisierungen auf etwaige Beihilfeelemente über-
prüft und deshalb der Kommission notifiziert werden.

Quersubventionierung
Auch in bereits liberalisierten Sektoren können bestimmte Unternehmen mitunter noch von finan-
ziellen Transfers oder anderen Formen staatlicher Unterstützung für die Erbringung gemein-
wirtschaftlicher Tätigkeiten (Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse) profi-
tieren. Die staatliche Förderung gemeinwirtschaftlicher Tätigkeiten wird insbesondere dann zu
gemeinschaftsrechtlich bedenklichen Wettbewerbsverzerrungen führen, wenn das begünstigte
Unternehmen gleichzeitig in anderen Geschäftsfeldern erwerbswirtschaftlich tätig ist und die
Gefahr unzulässiger Quersubventionierung zwischen den beiden Tätigkeitsbereichen besteht. 

Um einerseits die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit einer Unterstützung gemeinwirtschaftlicher
Tätigkeiten zu gewährleisten und andererseits potenzielle Quersubventionen zu unterbinden,
muss eine klare und angemessene Trennung zwischen den verschiedenen Geschäftsbereichen
und deren interner Kostenstruktur herbeigeführt werden.

Nach der Richtlinie der Kommission 2000/52/EG vom 26.7.2000 über die Transparenz der
finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen29 sind
Unternehmen, denen einerseits entweder besondere oder ausschließliche Rechte gemäß Artikel
86 Absatz 1 EG-Vertrag gewährt werden oder die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse gemäß Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag betraut sind und dafür einen finan-
ziellen Ausgleich erhalten, andererseits jedoch herkömmliche erwerbswirtschaftliche Tätigkeiten
ausführen, mit denen sie am Wettbewerb mit anderen Unternehmen teilnehmen, zu getrennter
Rechnungslegung zwischen den verschiedenen Geschäftsbereichen verpflichtet.

Die Verpflichtung zur getrennten Buchführung nach der Transparenzrichtlinie gilt für öffentliche
wie private Unternehmen. Um unverhältnismäßige Belastungen zu vermeiden, gilt die Richtlinie
jedoch nicht für Unternehmen, die einen jährlichen Umsatz von EUR 40 Millionen unterschreiten
(KMU) sowie für Geschäftsbereiche, für die bereits Spezialvorschriften bestehen. Die Richtlinie
findet zudem keine Anwendung auf Unternehmen, deren Leistungen weder den Wettbewerb ver-
fälschen noch den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen können sowie auf Unter-
nehmen, bei denen die Höhe des finanziellen Ausgleichs für die Erbringung der gemeinwirt-
schaftlichen Leistung im Rahmen eines offenen, transparenten und nichtdiskriminierenden Ver-
fahrens festgesetzt wurde.
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1.3 DAS PRINZIP DER UNVEREINBARKEIT UND DESSEN AUSNAHMEN

Beihilfen, die den zuvor beschriebenen Tatbestandsmerkmalen des Artikels 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag entsprechen, unterliegen dem darin niedergelegten Grundsatz der Unvereinbarkeit. Die Be-
stimmung spiegelt eine grundsätzlich ablehnende Haltung gegenüber solchen staatlichen Beihil-
fen wider, die wettbewerbsverfälschende Wirkung zwischen Unternehmen entfalten und geeignet
sind, die Handelsströme zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen.

Allerdings handelt es sich um kein absolutes Beihilfeverbot, da Artikel 87 EG-Vertrag in seinen
Absätzen 2 und 3 verschiedene Ausnahmen von diesem Verbot vorsieht, wonach bestimmte
Arten von Beihilfen als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden können. Dieses
System der Ausnahmen vom grundsätzlichen Prinzip der Unvereinbarkeit macht ein Verfahren
zur Kontrolle staatlicher Zuwendungen notwendig.

1.3.1 Die Rolle der Europäischen Kommission

Die Kommission als Kontrollorgan nimmt im Verfahren der gemeinschaftlichen Beihilfenkontrolle
eine zentrale Rolle ein, da sie in der täglichen Anwendung und Durchsetzung des Beihilferechts
für die Entscheidungen über die (Un-)Vereinbarkeit von Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt
allein zuständig ist und über einen großen Beurteilungs- und Ermessensspielraum verfügt. Die
Mitgliedstaaten, die eine Beihilfe zu gewähren beabsichtigen, sind demnach verpflichtet, der Kom-
mission ihr Vorhaben rechtzeitig vor Ausführung zu notifizieren. Die fragliche Beihilfe kann erst
nach Abschluss des Verfahrens gewährt werden, in dessen Verlauf die Kommission prüft, ob
tatsächlich eine der Ausnahmebestimmungen des Artikels 87 Absatz 2 oder 3 EG-Vertrag zur
Anwendung kommt.

Während Artikel 87 Absatz 2 EG-Vertrag die Ausnahmen nennt, die per se mit dem Gemein-
samen Markt vereinbar sind, zählt Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag die Ausnahmen auf, deren Ver-
einbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt von der Kommission im Rahmen ihres Ermessensspielraums
festgestellt werden kann. Darüber hinaus sind bereits für bestimmte horizontale Beihilfen
Gruppenfreistellungsverordnungen der Kommission30 in Kraft getreten, die diese Beihilfen von
der Notifizierungspflicht befreien.

1.3.2 Die Rechtsinstrumente der Beihilfekontrolle

Da der EG-Vertrag die aus Artikel 87 Absatz 3 abgeleitete Ermessensbefugnis der Kommission
nicht näher bestimmt, hielt es die Kommission für zweckmäßig, mittels verschiedener Instrumente
allgemeine Kriterien zur Auslegung und Anwendung dieser Ausnahmebestimmung aufzustellen
und damit den Behörden und betroffenen Wirtschaftsteilnehmern bekannt zu geben, welche Bei-
hilfevorhaben sie in Abweichung vom grundsätzlichen Verbot des Artikels 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag und auf Basis des Artikels 87 Absatz 3 EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen Markt verein-
bar anzusehen beabsichtigt.
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Die unterschiedliche Rechtsnatur dieser Instrumente hat insbesondere im Hinblick auf das für
ihre Annahme erforderliche Verfahren bzw. ihre jeweilige Verbindlichkeit sehr unterschiedliche
Auswirkungen. Artikel 249 EG-Vertrag nennt die in allen ihren Teilen verbindlichen Verord-
nungen bzw. die hinsichtlich des zu erreichenden Zieles verbindlichen Richtlinien sowie die für
ihre Adressaten in allen ihren Teilen verbindlichen Entscheidungen und die unverbindlichen
Empfehlungen bzw. Stellungnahmen.

Mitteilungen, Leitlinien und Gemeinschaftsrahmen stellen jedoch eine eigene Kategorie grund-
sätzlich nicht verbindlicher Instrumente dar, die der Klärung rechtlicher Fragen in Bezug auf
staatliche Beihilfen dienen und die Kriterien, auf deren Grundlage die Kommission Einzelfallbe-
urteilungen vornimmt, erläutern. Sie haben die Aufgabe, durch die Veröffentlichung der Ent-
scheidungspraxis und der Kommissionspolitik zur Gewährleistung von Transparenz, Vorherseh-
barkeit, Rechtssicherheit und Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten beizutragen. Insofern er-
zeugen die Veröffentlichungen einen gewissen Vertrauensschutz, der dazu führt, dass auch die
Rechtshandlungen ohne direkte rechtliche Verbindlichkeit bei der Überprüfung des Vertrauens-
schutzes und Gleichbehandlungsgrundsatzes eine indirekte Bindungswirkung entfalten. Die Instru-
mente der Kommission lassen sich – je nach ihrer Rechtsnatur – in drei Gruppen aufteilen:

1. Für jene Bereiche des EG-Vertrages, in denen der Kommission bei der Anwendung des Bei-
hilferechts kein Ermessen zukommt, es aber dennoch zweckmäßig erscheint, die Auslegung
der Vorschriften aus Transparenzgründen näher zu beschreiben, kann die Kommission Mittei-
lungen verfassen.

2. Im Bereich der Ermessensentscheidungen (Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag) kann die Kom-
mission Leitlinien aufstellen und sich damit hinsichtlich ihres zukünftigen Vorgehens bei der
Ausübung ihres Ermessens selbst binden.

3. Beinhalten die von der Kommission aufgestellten Leitlinien gleichzeitig bestimmte Verpflich-
tungen, die den Mitgliedstaaten im Rahmen eines Verfahrens bei bestehenden Beihilfen als
zweckdienliche Maßnahmen31 auferlegt und von diesen angenommen werden, entsteht da-
durch ein verbindlicher Gemeinschaftsrahmen.

Die neuen Transparenz-Instrumente der Kommission – Beihilfenregister und Beihilfenanzeiger –
haben drei Hauptziele:

• Es soll durch sie das Verständnis der Mitgliedstaaten für  die Notwendigkeit der Kontrolle im
Bereich der staatlichen Beihilfen vertieft werden,

• sie sollen Informationen über Entscheidungen der Kommission zur Verfügung stellen und 

• sie sollen den Mitgliedstaaten als Mittel zum Austausch von Informationen über die Umset-
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zung der Kommissionsentscheidungen dienen.
Das Beihilfenregister32 enthält eine Zusammenfassung von Informationen über die Entscheidungs-
praxis der Kommission, die einerseits aus statistischen Informationen besteht und andererseits
den Benutzern die Suche nach Entscheidungen der Kommission seit dem 1.1.2000 im Bereich
der staatlichen Beihilfen ermöglicht.

Der Beihilfenanzeiger33 wird gemeinsam mit den Mitgliedstaaten ausgearbeitet, die aufgerufen
werden, den Anzeiger als Forum für Diskussionen über die verschiedenen Vorgehensweisen im
Beihilfesektor und zum Meinungsaustausch zu nützen, um optimale Verfahren zu ermitteln. Die
Kommission will dabei als Moderator auftreten. Der Beihilfenanzeiger soll damit zur Verringerung
des Gesamtniveaus der staatlichen Beihilfen beitragen und auf die Ausrichtung der Beihilfen auf
horizontale Ziele von gemeinsamem Interesse wie Forschung und Entwicklung oder kleine und
mittlere Unternehmen hinwirken. Der Beihilfenanzeiger erscheint zweimal jährlich, wobei in der
Frühjahrsausgabe die von den Mitgliedstaaten übermittelten Vorjahreszahlen veröffentlicht
werden und die Herbstausgabe eine gründliche Analyse dieser Informationen erhält.

1.3.3 Legalausnahmen gemäß Artikel 87 Absatz 2 EG-Vertrag

Artikel 87 Absatz 2 EG-Vertrag nennt bestimmte Beihilfen, die von vornherein vom Beihilfeverbot
des Absatzes 1 ausgenommen sind, sodass die Kommission nicht befugt ist, sich zur Zweck-
mäßigkeit der Anwendung der darin enthaltenen Ausnahmen zu äußern. Diese Ausnahmen er-
klären die darunter zu subsumierenden Beihilfen bei Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen
als per se mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar. Dennoch befreien sie den Mitgliedstaat, der
sich auf sie beruft, nicht von der Pflicht zur Notifizierung seines Beihilfevorhabens. Die Prüfungs-
befugnis der Kommission beschränkt sich allerdings auf die der Beihilfe und ihrer Anwendung
zugrunde liegenden Tatsachen. Ergibt sich aus diesen Tatsachen, dass die betreffende Beihilfe
in den Anwendungsbereich einer der Ausnahmebestimmungen des Absatzes 2 fällt, so hat die
Kommission kein Ermessen bei der Entscheidung darüber, ob die Beihilfe auch gemeinschafts-
konform ist. Gemäß Artikel 87 Absatz 2 EG-Vertrag sind folgende Fälle mit dem Gemeinsamen
Markt per se vereinbar:

a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher
Sozialbeihilfen unterliegen dem Beihilfenverbot des Absatzes 1 dann nicht, wenn sie ohne Dis-
kriminierung nach der Herkunft der Waren oder Dienstleistungen an individuelle Endverbraucher
(aber nicht an Unternehmen) gewährt werden und eine bestimmte Gruppe von Verbrauchern
(z. B. bedürftige Verbraucher – z. B. Verteilung von Schulmilch) begünstigt.

b) Naturkatastrophen und außergewöhnliche Ereignisse
Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen (z. B. Überschwemmungen
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oder Orkane) oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse entstanden sind, sind mit dem Gemein-
samen Markt vereinbar, wenn sie lediglich dem Ausgleich der entstandenen Schäden dienen und
diese nicht überkompensieren.

c) Beihilfen aus Gründen der Teilung Deutschlands
Aus Sicht der Kommission ist diese Ausnahme seit der Wiederherstellung der deutschen Einheit
obsolet geworden. Nach Auffassung der Bundesrepublik Deutschland soll diese Ausnahmebe-
stimmung im Hinblick auf Beihilfen für das Gebiet der ehemaligen DDR nach wie vor Anwendung
finden34.

1.3.4 Ermessensausnahmen gemäß Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag

Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag sieht die Möglichkeit vor, durch Entscheidungen der Kommission
gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) bis d) in Verbindung mit Artikel 88 EG-Vertrag oder durch
Entscheidung des Rates nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe e) EG-Vertrag bestimmte Beihilfen
als mit dem Gemeinsamen Markt für vereinbar anzusehen. Diese Entscheidungen der Kommission
oder des Rates sind infolge des Wortlautes von Absatz 3 Ermessensentscheidungen.

Die in Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag vorgesehenen Ausnahmen gelten also nur in jenen Fällen,
in denen die Kommission nach sorgfältiger Prüfung in Ausübung ihres Ermessens feststellt, dass
eine staatliche Beihilfe für eine Ausnahme in Frage kommt und folglich für mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar erklärt werden kann. Eine mögliche Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem
Gemeinsamen Markt ist in folgenden Fällen gegeben: (a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen
Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine er-
hebliche Unterbeschäftigung herrscht; (b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von ge-
meinsamem Interesse oder zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines
Mitgliedstaates; (c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder
Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft; (d) Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung
des kulturellen Erbes, soweit sie die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Gemein-
schaft nicht in einem Maße beeinträchtigen, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft; und
(e) sonstige Arten von Beihilfen, die der Rat durch eine Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit
auf Vorschlag der Kommission bestimmt.

Von den Ausnahmen des Artikels 87 Absatz 3 EG-Vertrag lassen sich drei Gruppen von Beihilfen
ableiten, innerhalb derer die Kommission Schwerpunktbereiche definiert hat: 

(1) Regionalbeihilfen (Buchstabe a und c), die für national und gemeinschaftsweit benachtei-
ligte Gebiete gelten.

(2) Horizontale Beihilfen (Buchstabe c) umfassen die Bereiche Forschung und Entwicklung,
Umweltschutz, Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen, KMU, Ausbildung und Be-
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schäftigung.
(3) Sektorale Beihilfen (Buchstabe c) umfassen die Eisen- und Stahlindustrie, den Kohleberg-

bau, die Kraftfahrzeugindustrie, die Kunstfaserindustrie, den Verkehr (Schienen- und Straßenver-
kehr, Binnenschifffahrt, Luft- und Seeverkehr), die Landwirtschaft, die Fischerei und den Schiffbau.

1.4 AUSGEWÄHLTE BEISPIELE FÜR ERMESSENSAUSNAHMEN

1.4.1 Regionalbeihilfen

Zu den wesentlichsten Ausnahmebestimmungen des Artikels 87 Absatz 3 EG-Vertrag zählen
ohne Zweifel die Regionalbeihilfen, da diese zur wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion in der
Gemeinschaft beitragen können. Regionalbeihilfen unterscheiden sich von anderen Kategorien
staatlicher Beihilfen dadurch, dass sie bestimmten Gebieten vorbehalten bleiben und gezielt die
Entwicklung dieser benachteiligten Gebiete durch Förderung von Erstinvestitionen und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung anstreben. Nach Ansicht
der Kommission können Regionalbeihilfen den ihnen zugewiesenen Zweck wirksam erfüllen und
deshalb die mit ihnen verbundenen Wettbewerbsverfälschungen rechtfertigen, wenn sie spar-
sam verwendet werden und auf die am stärksten benachteiligten Gebiete konzentriert bleiben
(d. h. Grundsatz ist der Ausnahmecharakter der Regionalbeihilfen). Eine Freistellung von der in
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag grundsätzlichen Unvereinbarkeit von Beihilfen mit dem Gemein-
samen Markt kann aufgrund der regionalen Zielsetzung einer Beihilfe gemäß den Regionalleit-
linien35 nur gewährt werden, wenn zwischen den hieraus resultierenden Wettbewerbsverfälschungen
und den Vorteilen der Beihilfe für die Entwicklung eines benachteiligten Gebiets ein Gleichgewicht
gewährleistet werden kann36.

a) Fördergebiete nach Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag
Bei dieser Gruppe von Regionen, auf die Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag anwendbar ist, handelt
es sich um insofern benachteiligte Gebiete, als in ihnen „die Lebenshaltung außergewöhnlich
niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht“. Das Ausmaß der Benach-
teiligung und der relative Entwicklungsstand der Region sind hierbei am Durchschnitt des Ge-
meinschaftsniveaus zu bemessen. Die Festlegung der Fördergebiete gemäß Artikel 87 Absatz
3 a EG-Vertrag als NUTSII-Gebiete37 erfolgt anhand des Bruttoinlandsproduktes (BIP) pro Kopf.
Soweit das BIP pro Kopf in einer Region 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts nicht übersteigt,
können Regionalbeihilfen gemäß Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen
Markt angesehen werden, wenn 50% Nettosubventionsäquivalent38 nicht überschritten werden
und der Beihilfeempfänger einen Eigenbeitrag von mindestens 25% leistet (Ausnahmen für Ge-
biete in äußerster Randlage).
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b) Fördergebiete nach Artikel 87 Absatz 3 c EG-Vertrag
Gemäß dieser Bestimmung können Beihilfen „zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirt-
schaftszweige oder Wirtschaftsgebiete“ mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sein. Anders als
bei den Fördergebieten nach Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag wird als Maßstab für die Festle-
gung der Gebiete nicht ausschließlich die wirtschaftliche Lage der Gemeinschaft, sondern auch
die des betreffenden Mitgliedstaates herangezogen. Die Mitgliedstaaten können der Kommission
ein Verzeichnis der nationalen Förderkarten vorschlagen, auf Basis dessen die Kommission die
Förderzonen einheitlich festlegt. Dabei wird der Verteilungsschlüssel auf Basis von NUTSIII-Ge-
bieten unter Zugrundelegung der Bevölkerung der Gebiete berechnet, in denen auf nationaler
Ebene das Pro-Kopf-BIP 85% des Durchschnitts des jeweiligen Mitgliedstaates nicht übersteigt
und die Arbeitslosenquote mindestens 115% des nationalen Durchschnitts beträgt. In diesen Ge-
bieten darf der Regionalbeihilfehöchstsatz in der Regel 20% Nettosubventionsäquivalent nicht
übersteigen, es gibt jedoch Ausnahmen (siehe Regionalleitlinien).

c) Multisektorale Regionalbeihilfen für große Investitionsvorhaben
Da für große Investitionsvorhaben oft alternative Standorte in verschiedenen Mitgliedstaaten er-
wogen werden, welche sich oftmals mit großzügigen Subventionsversprechen gegenseitig zu
überbieten versuchen und diese Subventionsspiralen einerseits den Wettbewerb erheblich ver-
zerren sowie andererseits die reicheren Mitgliedstaaten bzw. Regionen eindeutig begünstigen
können, hat die Kommission einen multisektoralen Regionalbeihilferahmen39 eingeführt, der
Beihilfen für Großinvestitionen auf ein Niveau begrenzen soll, das den Wettbewerb bei gleich-
zeitiger Bewahrung der Anziehungskraft des Förderungsgebietes möglichst wenig verfälscht.

Der Regionalbeihilferahmen sieht eine Notifizierungsverpflichtung für im Rahmen von Regional-
beihilferegelungen gewährte Beihilfen für Großvorhaben in den Fällen vor, in denen entweder
die Gesamtbeihilfe mindestens EUR 50 Millionen beträgt oder die Projekt-Gesamtkosten min-
destens EUR 50 Millionen betragen, die Gesamtbeihilfeintensität mindestens 50% der für Regional-
beihilfen zulässigen Höchstgrenze beträgt und die Beihilfe pro geschaffenem Arbeitsplatz min-
destens EUR 40.000,– beträgt.

Am 19.3.2002 wurde ein neuer multisektoraler Regionalbeihilferahmen für große Investitions-
vorhaben40 veröffentlicht, welcher im Jahr 2004 in Kraft tritt und bis Ende 2009 in Kraft bleiben
soll. Ebenso wie der bisherige Beihilferahmen basieren auch hier die Beihilfehöchstsätze auf den
Regionalleitlinien bzw. den regionalen Obergrenzen gemäß der Fördergebietskarten. Es gelten
folgende herabgesetzte Beihilfehöchstsätze: Bis zu EUR 50 Millionen der beihilfefähigen Kosten
können 100% der regionalen Beihilfehöchstsätze gewährt werden, zwischen EUR 50 Millionen
und EUR 100 Millionen können 50% des regionalen Beihilfehöchstsatzes gewährt werden, über
EUR 100 Millionen können 34% des regionalen Beihilfehöchstsatzes gewährt werden. Vorhaben
mit einem Gesamtinvestitionsbetrag von weniger als EUR 100 Millionen sind nicht länger notifi-
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zierungspflichtig, wenn die Beihilfe im Rahmen einer genehmigten Beihilferegelung gewährt wurde.
Ebenfalls neu ist die Einbeziehung bestimmter Sektoren (Kfz- und Kunstfaser-Industrie) in den
neuen Regionalbeihilferahmen ab dem Jahr 200341.

1.4.2 Horizontale Beihilfen

1.4.2.1 Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen
Die Tätigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zielt u. a. auf die Förderung einer bes-
seren Nutzung des industriellen Potenzials der Politik in den Bereichen Innovation, Forschung
und technologische Entwicklung42 ab. Im Rahmen der Beihilfekontrolle können Beihilfen geneh-
migt werden, die zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und Wirt-
schaftszweige beitragen. Nach dem Gemeinschaftsrahmen für staatliche Forschungs- und Ent-
wicklungsbeihilfen43 unterscheidet die Kommission abhängig vom Grad der Marktnähe der 
geförderten F&E-Tätigkeit (je marktnäher die Tätigkeiten sind, desto verzerrender die Wirkung
der staatlichen Beihilfen) zwischen „Grundlagenforschung“, „industrieller Forschung“ und „vor-
wettbewerblicher Entwicklung“.

a) Grundlagenforschung: Darunter versteht man eine Erweiterung der wissenschaftlichen und
technischen Kenntnisse, die nicht auf industrielle oder kommerzielle Ziele ausgerichtet sind, sowie
für die eine nicht diskriminierende Weiterverbreitung der Forschungsergebnisse gewährleistet
ist. Beihilfen für Grundlagenforschung können in Ausnahmefällen mit einer Bruttobeihilfeinten-
sität von bis zu 100% genehmigt werden, wenn die Art der Beihilfe marktfern ist und die Ergeb-
nisse unter nicht diskriminierenden oder marktüblichen Bedingungen verbreitet werden.

b) Industrielle Forschung: Darunter versteht man planmäßiges Forschen oder kritisches Erfor-
schen zur Gewinnung neuer Kenntnisse mit dem Ziel, diese Kenntnisse zur Entwicklung neuer
Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen oder zur Verwirklichung erheblicher Verbesserungen
bei bestehenden Produkten, Verfahren oder Dienstleistungen nutzen zu können. Für industrielle
Forschungsvorhaben darf die Bruttobeihilfeintensität 50% der beihilfefähigen Projektkosten nicht
übersteigen.

c) Vorwettbewerbliche Entwicklung: Darunter versteht man die Umsetzung von Erkenntnissen
aus der industriellen Forschung in einen Plan, ein Schema oder einen Entwurf für neue, geän-
derte oder verbesserte Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen, unabhängig davon, ob sie
zum Verkauf oder zur Verwendung bestimmt sind, einschließlich der Schaffung eines ersten,
nicht zur kommerziellen Verwendung geeigneten Prototyps. Vorwettbewerbliche Entwicklung darf
mit 25% der beihilfefähigen Projektkosten gefördert werden.

Über die genannten Beihilfeintensitäten hinaus können für KMU oder für Forschungsprojekte in
einem Regionalfördergebiet gemäß Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag Aufschläge in der Höhe
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von 10 Prozentpunkten, für Forschungsprojekte in einem Gebiet gemäß Artikel 87 Absatz 3 c
EG-Vertrag in der Höhe von 5 Prozentpunkten gewährt werden. Werden die Forschungsprojek-
te im Rahmen grenzüberschreitender Zusammenarbeit ausgeführt, gibt es Aufschläge zwischen
10 und 25 Prozentpunkten.

1.4.2.2 Umweltschutzbeihilfen
Nach Artikel 6 EG-Vertrag ist die Gemeinschaft bei der Festlegung der Gemeinschaftspolitiken
und somit auch die Kommission im Rahmen ihrer Beihilfepolitik verpflichtet, die Förderung einer
nachhaltigen Entwicklung zu berücksichtigen. Dies bedeutet, dass die Kommission die Auswir-
kungen der Umweltbeihilfen unter dem Gesichtspunkt der nachhaltigen Entwicklung und der
uneingeschränkten Anwendung des Verursacherprinzips zu prüfen hat. Der Gemeinschaftsrahmen
für staatliche Umweltschutzbeihilfen44 führt jedoch ganz klar aus, dass eine fehlende Internalisie-
rung45 der Kosten nicht durch die Gewährung von Beihilfen ausgewogen werden kann. Demnach
setzt die Berücksichtigung von Umwelterfordernissen Preiswahrheit und Preisklarheit voraus,
d. h. dass die Preise für Waren und Dienstleistungen auch diejenigen Kosten enthalten, die durch
negative externe Effekte entstehen.

1. Investitionsbeihilfen: 
Die Gewährung von Beihilfen für Investitionen ist nicht mehr gerechtfertigt, wenn diese nur darauf
abzielen, die bestehenden oder neuen technischen Gemeinschaftsnormen zu erfüllen. Eine Über-
gangsfrist ist lediglich für KMU vorgesehen. Für diese können bis zu 3 Jahre nach Annahme einer
verbindlichen Gemeinschaftsnorm vorübergehende Investitionsbeihilfen bis höchstens 15%
brutto der beihilfefähigen Kosten genehmigt werden, wenn diese die KMU in die Lage ver-
setzen, die neuen Gemeinschaftsnormen einzuhalten.

Strengere Normen als die Gemeinschaftsnormen: Hingegen können Investitionsbeihilfen, die
die Unternehmen in die Lage versetzen, die geltenden Gemeinschaftsnormen zu übertreffen,
Investitionen bei fehlenden Gemeinschaftsnormen zu tätigen oder strengere nationale Normen
als die verbindlichen Gemeinschaftsnormen zu erfüllen, bis zu einem Höchstsatz von 30% brutto
der beihilfefähigen Investitionskosten gewährt werden.

Energiesektor: Beihilfen für Investitionen zugunsten von Energieeinsparungen können zum Aus-
gangssatz von 40% der beihilfefähigen Kosten gewährt werden. Dasselbe gilt für Investitionen
zugunsten von kombinierten Kraft-Wärme-Erzeugern, wenn sich diese Maßnahmen vorteilhaft
auf den Umweltschutz auswirken. Der Beihilfesatz für Investitionen zugunsten erneuerbarer Energie-
träger kann um 10 Prozentpunkte hinaufgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten können Investitions-
beihilfen für erneuerbare Energien bis zu 100% der förderbaren Kosten gewähren, wenn dies un-
erlässlich ist.

Der Höchstsatz für Investitionsbeihilfen erhöht sich in Gebieten nach Artikel 87 Absatz 3 a EG-
Vertrag um 10 Prozentpunkte und in Gebieten nach Artikel 87 Absatz 3 c EG-Vertrag um 5 Prozent-
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punkte. Die Höchstbeihilfe kann sich auch aus dem Regionalbeihilfesatz zuzüglich 10 Prozent-
punkten zusammensetzen. Auch für KMU kann ein Aufschlag von 10 Prozentpunkten gewährt
werden. Die Aufschläge sind kumulierbar, doch darf der Höchstbeihilfesatz 100% der beihilfe-
fähigen Kosten nicht übersteigen.

Maßnahmen zur Behebung von Umweltschäden durch die Sanierung verschmutzter Industrie-
standorte sowie Beihilfen für eine Standortverlegung aus Umweltschutzgründen können eben-
falls in den Anwendungsbereich des Umweltrahmens fallen.

2. Betriebsbeihilfen:
Betriebsbeihilfen können grundsätzlich für die Abfallbewirtschaftung und Energieeinsparung zeit-
lich begrenzt und degressiv sowie für erneuerbare Energieträger und für kombinierte Kraft-Wärme-
Erzeugung gewährt werden bzw. sind sie auch in Form von Steuernachlässen und Steuerbe-
freiungen vorübergehend zulässig.

1.4.2.3 Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen
Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen können zur Entwicklung von Wirtschaftszweigen bei-
tragen, ohne den Handel in einer Weise zu verändern, die dem gemeinschaftlichen Interesse zu-
widerläuft, wenn sie die in den Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung
von Unternehmen in Schwierigkeiten46 beschriebenen Voraussetzungen erfüllen. Ein Unternehmen
in Schwierigkeiten ist ein Unternehmen, das nicht in der Lage ist, mit eigenen finanziellen Mitteln
oder Fremdmitteln, die ihm von seinen Eigentümern/Anteilseignern oder Gläubigern zur Verfügung
gestellt werden, Verluste auszugleichen, die das Unternehmen auf kurze oder mittlere Sicht so
gut wie sicher in den wirtschaftlichen Untergang treiben werden, wenn der Staat nicht eingreift.
Zu den typischen Merkmalen eines Unternehmens in Schwierigkeiten gehören zunehmende Verluste,
sinkende Umsätze, wachsende Lagerbestände, Überkapazitäten, verminderter Cashflow, zu-
nehmende Verschuldung und Zinsbelastung sowie Abnahme oder Verlust des Reinvermögens-
wertes. Neu gegründete Unternehmen kommen für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen
nicht in Betracht, und zwar auch dann nicht, wenn ihre anfängliche Finanzsituation prekär ist.

a) Rettungsbeihilfen
Eine Rettungsbeihilfe soll die Weiterführung eines Unternehmens in Schwierigkeiten so lange ge-
währleisten, wie dies zur Aufstellung eines Umstrukturierungs- oder Liquidationsplans notwendig ist
bzw. die Zeit überbrücken, die die Kommission braucht, um über einen solchen Plan zu entschei-
den. Rettungsbeihilfen haben daher von Natur aus vorübergehenden Charakter und können nur
dann von der Kommission genehmigt werden, wenn sie die folgenden Voraussetzungen erfüllen.

• Es muss sich um Liquiditätsbeihilfen in Form von Kreditbürgschaften oder Krediten handeln.
In beiden Fällen muss für den Kredit ein Zinssatz verlangt werden, der mindestens den Zins-
sätzen vergleichbar ist, die für Darlehen an gesunde Unternehmen zu beobachten sind, ins-
besondere den von der Kommission festgelegten Referenzzinssätzen.
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• Sie müssen mit Krediten verbunden sein, deren Restlaufzeit nach der Auszahlung des letzten
Teilbetrags der Kreditsumme an das Unternehmen längstens zwölf Monate beträgt.

• Sie müssen aus akuten sozialen Gründen gerechtfertigt sein und dürfen keine gravierenden
Ausstrahlungseffekte in andere Mitgliedstaaten haben.

• Bei der Anmeldung muss sich der Mitgliedstaat verpflichten, der Kommission innerhalb von
sechs Monaten nach Genehmigung der Beihilfe entweder einen Umstrukturierungs- oder
einen Liquidationsplan vorzulegen oder den Nachweis zu erbringen, dass das Darlehen voll-
ständig zurückgezahlt und/oder die Bürgschaft beendet worden ist.

• Ihre Höhe muss auf den Betrag begrenzt sein, der für die Weiterführung des Unternehmens
während des Zeitraums, für den die Beihilfe genehmigt wird, erforderlich ist.

Die Genehmigung einer Rettungsbeihilfe gilt für einen Zeitraum von längstens sechs Monaten.
Die Kommission kann jedoch in begründeten Ausnahmefällen auf Antrag des Mitgliedstaates
eine Verlängerung um sechs Monate genehmigen. Wiederholte Rettungsmaßnahmen, die ledig-
lich den Status quo aufrechterhalten, das unvermeidbare Ende hinausschieben und in der Zwi-
schenzeit die betreffenden wirtschaftlichen und sozialen Probleme auf leistungsfähigere Her-
steller oder andere Mitgliedstaaten abwälzen, können dagegen nicht genehmigt werden.

b) Umstrukturierungsbeihilfen
Eine Umstrukturierung stützt sich auf einen realistischen, kohärenten und weitreichenden Plan
zur Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität eines Unternehmens. Dazu gehören normaler-
weise eines oder mehrere der folgenden Elemente: Reorganisation und Rationalisierung der
Tätigkeiten des Unternehmens auf einer effizienteren Grundlage, was im Allgemeinen den Rück-
zug aus defizitären Tätigkeitsbereichen bedeutet, die Umstrukturierung von Tätigkeitsbereichen,
die wieder wettbewerbsfähig werden können, und in manchen Fällen Diversifizierung durch Auf-
nahme neuer rentabler Tätigkeiten. Die betriebliche Umstrukturierung muss in der Regel mit einer
finanziellen Umstrukturierung (Kapitalzuführung, Schuldenabbau) einhergehen. Da Umstrukturie-
rungsbeihilfen wettbewerblich besonders problematisch sind, weil sie letztendlich dazu führen
können, dass ein unangemessener Anteil der Strukturanpassungslasten und der damit einher-
gehenden sozialen und wirtschaftlichen Probleme auf andere Hersteller, die keine Beihilfe erhalten,
und auf andere Mitgliedstaaten abgewälzt werden, genehmigt die Kommission Umstrukturierungs-
beihilfen nur dann, wenn nachgewiesen werden kann, dass sie dem Gemeinschaftsinteresse
nicht zuwiderlaufen. Dies ist nur möglich, wenn die Beihilfe die folgenden strengen Kriterien erfüllt:

• Die Gewährung der Beihilfe wird von der Durchführung eines Umstrukturierungsplans ab-
hängig gemacht, welcher die Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität des Unter-
nehmens innerhalb einer angemessenen Frist auf der Grundlage realistischer Annahmen hin-
sichtlich seiner künftigen Betriebsbedingungen erlaubt.

• Um unzumutbare Wettbewerbsverfälschungen zu vermeiden, müssen Maßnahmen ge-
troffen werden, die die nachteiligen Auswirkungen der Beihilfe auf Konkurrenten durch eine
ausreichende Gegenleistung zugunsten dieser Konkurrenten abmildern.
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• Höhe und Intensität der Beihilfe müssen sich auf das für die Umstrukturierung unbedingt not-
wendige Mindestmaß beschränken und in einem Verhältnis zu dem aus Gemeinschaftssicht
erwarteten Nutzen stehen.

• Das Unternehmen muss den der Kommission vorgelegten Umstrukturierungsplan vollständig
durchführen und die in der Entscheidung der Kommission auferlegten Bedingungen erfüllen.

• Die Kommission muss sich von der ordnungsgemäßen Durchführung des Umstrukturierungsplans
anhand regelmäßiger ausführlicher Berichte überzeugen können.

Um jede missbräuchliche Förderung zu vermeiden, dürfen Umstrukturierungsbeihilfen nur einmal
gewährt werden.

1.4.2.4 Gruppenfreistellungsverordnungen für bestimmte horizontale Beihilfen
Die auf der Grundlage des Artikels 89 EG-Vertrag verabschiedete Ratsverordnung Nr. 994/98
(Ermächtigungsverordnung) ermächtigt die Kommission, für eine bestimmte Gruppe horizonta-
ler Beihilfen detaillierte Gruppenfreistellungsverordnungen mit der Wirkung zu erlassen, dass
derartige Beihilfen nicht länger der Notifizierungsverpflichtung des Artikels 88 Absatz 3 EG-Ver-
trag unterliegen. Diese unmittelbar in den Mitgliedstaaten anwendbaren Verordnungen der
Kommission vereinfachen den Verwaltungsaufwand sowohl der Mitgliedstaaten als auch der Kommis-
sion insofern, als sie die Freistellungskriterien genau definieren, die Kontrolle, ob eine Beihilfe
den Freistellungskriterien entspricht, von der Kommission auf die Mitgliedstaaten bzw. deren
nationale Gerichte verlagern und damit eine Anmeldung bei der Kommission überflüssig machen.
Auf dieser Basis sind im Jahr 2001 bereits die ersten drei Gruppenfreistellungen und im Jahr
2002 eine vierte Gruppenfreistellung in Form von Kommissionsverordnungen in Kraft getreten.

a) Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
Nach Ansicht der Kommission spielen kleine und mittlere Unternehmen bei der Schaffung von
Arbeitsplätzen und bei der Erhaltung der sozialen Stabilität sowie der wirtschaftlichen Dynamik
eine entscheidende Rolle. Durch Defizite des Marktes können sie jedoch in ihrer Entwicklung
aufgehalten werden und können insbesondere wegen der geringen Risikobereitschaft bestimmter
Finanzmärkte und ihrer begrenzten Möglichkeiten, Garantien zu bieten, häufig Schwierigkeiten
bei der Beschaffung von Kapital oder Krediten haben. Mangels Ressourcen fehlt es ihnen häufig
an Informationen auf wichtigen Gebieten wie neuen Technologien oder die Erschließung neuer
Märkte. Durch die im Wege der KMU-Verordnung freigestellten Beihilfen an kleine und mittlere
Unternehmen47, welche den davor bestehenden Gemeinschaftsrahmen für die Genehmigung
staatlicher Beihilfen an KMU48 ersetzte, soll deshalb deren wirtschaftliche Tätigkeit gefördert werden,
sofern die Handelsbedingungen dadurch nicht in einem Maß beeinträchtigt werden, das dem
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.
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Anhang 1 der KMU-Verordnung definiert ein KMU als ein Unternehmen, das nicht mehr als 250
(50)49 vollzeitbeschäftigte Arbeitskräfte beschäftigt und entweder einen Jahresumsatz von höchs-
tens EUR 40 (7) Millionen oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens EUR 27 (5) Millionen
erreicht hat und sich nicht zu 25% oder mehr des Kapitals oder der Stimmrechte im Besitz eines
anderen, die KMU-Definition nicht erfüllenden Unternehmen befindet.

Die KMU-Verordnung erlaubt Beihilfen für Investitionen in Sachanlagen50 und in immaterielle
Anlagewerte51, sofern diese die Bruttobeihilfenintensität von 15% für Kleinunternehmen und 7,5%
für mittlere Unternehmen nicht überschreiten. Darüber hinaus können in Regionalfördergebieten
Aufschläge in der Höhe von 15 Prozentpunkten (brutto) der Investitionskosten in Gebieten nach
Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag und von 10 Prozentpunkten (brutto) in Gebieten nach Artikel
87 Absatz 3 c EG-Vertrag gewährt werden, wenn die Investitionen mindestens 5 Jahre in der
Empfängerregion verbleiben und das begünstigte KMU zumindest 25% der Investitionskosten
selbst trägt. Gemäß Artikel 5 der KMU-Verordnung können auch Beihilfen für Beratung und sonstige
Unternehmensdienstleistungen und -tätigkeiten unter bestimmten Voraussetzungen von der Notifi-
zierungsverpflichtung freigestellt werden. Einzelbeihilfen, deren Volumen mehr als EUR 15 Millio-
nen beträgt oder deren förderfähige Gesamtkosten mindestens EUR 25 Millionen betragen, können
aufgrund ihrer Größe auch dann nicht von der Notifizierung freigestellt werden, wenn sie auf der
Grundlage einer nach der KMU-Verordnung freigestellten Beihilferegelung gewährt werden. Der-
artige Beihilfen müssen daher jedenfalls notifiziert werden.

Bei der Kumulierung von Beihilfen gelten auch hier die Beihilfeobergrenzen unabhängig davon, ob
das Vorhaben ganz aus staatlichen Mitteln oder teilweise aus Gemeinschaftsmitteln finanziert wird.

b) Ausbildungsbeihilfen
Nach Ansicht der Kommission wirken sich Ausbildungsmaßnahmen im Allgemeinen zum Vorteil
der gesamten Gesellschaft aus, da sie das Reservoir an qualifizierten Arbeitnehmern vergrößern,
aus dem wiederum andere Unternehmen schöpfen können, und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit
der Wirtschaft der Gemeinschaft stärken. Da die Unternehmen in der Gemeinschaft im Allge-
meinen zu wenig in die Ausbildung ihrer Beschäftigten investieren, können staatliche Beihilfen
dazu beitragen, diese Schwäche auszugleichen. Beihilfen für allgemeine Ausbildungsmaßnah-
men, durch die übertragbare Qualifikationen erworben werden, die die Vermittelbarkeit des be-
treffenden Arbeitnehmers entsprechend erhöhen, verfälschen den Wettbewerb weniger stark,
weswegen höhere Beihilfeintensitäten als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen
werden können. Spezifische Ausbildungsmaßnahmen kommen in erster Linie dem ausbildenden
Unternehmen zugute, wodurch sich die Gefahr einer Wettbewerbsverfälschung erhöht – hier
muss die Beihilfeintensität daher geringer ausfallen.
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Durch die im Wege der Verordnung für Ausbildungsbeihilfen52 freigestellten Beihilfen, die den
Gemeinschaftsrahmen für Ausbildungsbeihilfen53 ablöste, dürfen allgemeine Ausbildungsmaßnahmen
bei Großunternehmen mit 50% und bei KMU mit 70% der beihilfefähigen Kosten gefördert werden,
während die Intensität von Beihilfen für spezifische Ausbildungsmaßnahmen bei Großunternehmen
mit 25% und bei KMU mit 35% der beihilfefähigen Kosten beschränkt ist. Darüber hinaus können
Aufschläge in der Höhe von 5 Prozentpunkten der Kosten in Gebieten nach Artikel 87 Absatz 3 c
EG-Vertrag und von 10 Prozentpunkten in Gebieten nach Artikel 87 Absatz 3 a EG-Vertrag ge-
währt werden. Bei Ausbildungsmaßnahmen zugunsten von benachteiligten Arbeitnehmern gibt es
ebenfalls Aufschläge von 10 Prozentpunkten. Gemäß Artikel 5 der Verordnung gilt die Freistel-
lung nicht für Beihilfen, deren Höhe für ein einzelnes Ausbildungsvorhaben eines Unternehmens
1 Million übersteigt. Die Kumulierungsbestimmung kommt auch hier sinngemäß zur Anwendung.

c) Beschäftigungsbeihilfen
Die Förderung der Beschäftigung nimmt in der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Gemeinschaft
und ihrer Mitgliedstaaten eine Schlüsselposition ein. Die Gemeinschaft hat deshalb auch eine
europäische Beschäftigungsstrategie entwickelt. In einigen Teilen der Gemeinschaft ist Arbeits-
losigkeit nach wie vor ein ernstes Problem. Für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern gestaltet
sich der Einstieg in den Arbeitsmarkt weiterhin besonders schwierig. Der Staat und die Gemein-
schaft haben daher ein berechtigtes Interesse an der Durchführung von Maßnahmen, die Anreize
für Unternehmen schaffen, neue Arbeitsplätze, vor allem für benachteiligte Arbeitnehmer, zu
schaffen. Durch die Verordnung freigestellt werden sollen sämtliche Beihilfen, die auf der Grund-
lage einer Beihilferegelung gewährt werden und die einschlägigen Freistellungsvoraussetzungen
erfüllen, während individuell gewährte Beschäftigungsbeihilfen nach wie vor der Kommission zu
melden sind.

Durch die im Wege der Verordnung für Beschäftigungsbeihilfen54 freigestellten Beihilfen, die die
Leitlinien für Beschäftigungsbeihilfen55 ablöste, ist bei der Schaffung von neuen Arbeitsplätzen
in Gebieten, die zum Zeitpunkt der Beihilfegewährung nicht die Voraussetzungen für die Ge-
währung einer Regionalbeihilfe gemäß Artikel 87 Absatz 3 a oder c EG-Vertrag erfüllen, die zuläs-
sige Bruttobeihilfeintensität bei kleinen Unternehmen mit maximal 15% und bei mittleren Unter-
nehmen mit maximal 7,5% beschränkt. Liegen zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe die
Voraussetzungen für die Gewährung einer Regionalbeihilfe vor, darf die Nettobeihilfeintensität
die jeweilige Beihilfeobergrenze für regionale Investitionsbeihilfen nicht überschreiten. Darüber
hinaus können für KMU Aufschläge in der Höhe von 10 Prozentpunkten (brutto) in Gebieten nach
Artikel 87 Absatz 3 c EG-Vertrag und von 15 Prozentpunkten in Gebieten nach Artikel 87 Absatz
3 a EG-Vertrag gewährt werden, wenn die Eigenbeteiligung des begünstigten Unternehmens
zumindest 25% beträgt.
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Die Bruttobeihilfeintensität sämtlicher zur Beschäftigung benachteiligter oder behinderter Arbeit-
nehmer in bestehenden Arbeitsverhältnissen gewährter Beihilfen bemisst sich nach den Lohn-
kosten für die Beschäftigung der betreffenden Arbeitnehmer während eines Jahres ab dem Zeit-
punkt der Einstellung und darf 50% für benachteiligte bzw. 60% für behinderte Arbeitnehmer nicht
übersteigen. Für die Beschäftigung behinderter Arbeitnehmer können die Mehrkosten, die dem
Beihilfeempfänger bei Beschäftigung eines nicht behinderten Arbeitnehmers nicht entstehen würden,
ausgeglichen werden, wenn die Beihilfen zur Förderung der Beschäftigung behinderter Arbeit-
nehmer insgesamt nicht über das Ausmaß hinausgehen, das erforderlich ist, um eine etwaige
behinderungsbedingte Verminderung der Leistungsfähigkeit der Arbeitnehmer sowie die zusätzlichen
Kosten für die Schaffung behindertengerechter Räumlichkeiten, für die Abstellung von Personal
zum Zweck der Unterstützung der behinderten Arbeitnehmer sowie für die Anschaffung von
behindertengerechtem Arbeitsmaterial auszugleichen.

Die Kumulierungsbestimmung kommt auch hier sinngemäß zu Anwendung.

1.4.3 Sektorale Beihilfen

Sektorale Beihilfen werden von den Mitgliedstaaten in der Regel zugunsten bestimmter sensi-
bler und problematischer Industriesektoren eingesetzt, die mit Anpassungsschwierigkeiten oder
anderen Krisensituationen zu kämpfen haben. Sektorale Beihilfen stellen grundsätzlich über-
brückende Beihilfen dar, die langfristig die Lebensfähigkeit eines bestimmten Industriesektors
wiederherstellen sollen, da dies ohne staatliche Unterstützung nicht möglich erschiene.

a) Eisen- und Stahlindustrie
Nach Artikel 4 c des EGKS-Vertrages waren Beihilfen an die Eisen- und Stahlindustrie grundsätzlich
verboten. Mit dem Auslaufen des EGKS-Vertrages am 23.7.2002 verlor auch der 6. Stahlbeihilfe-
kodex (auf dessen Grundlage staatliche Beihilfen zugunsten von EGKS-Produkten gewährt werden
konnten) seine Gültigkeit, sodass danach für die Stahlindustrie prinzipiell der neue multisektorale
Regionalbeihilferahmen56 zur Anwendung kam, welcher jedoch in einer Spezialbestimmung weiter-
hin Investitionsbeihilfen für die Stahlindustrie verbietet. In ihrer Mitteilung vom 19.3.2002, welche
vom 24.7.2002 bis zum 31.12.2009 anwendbar ist, hält die Kommission fest, dass sie Rettungs-
und Umstrukturierungsbeihilfen zugunsten der Stahlindustrie für grundsätzlich unvereinbar hält,
und stellt die Grundsätze auf, nach denen sie Schließungsbeihilfen zu bewilligen beabsichtigt.

b) Kohlebergbau
Nach Artikel 4 c des EGKS-Vertrages waren auch Beihilfen zugunsten des Steinkohlenbergbaus
verboten. Staatliche Beihilfen zugunsten von EGKS-Kohleprodukten unterlagen der Entschei-
dung der Kommission Nr. 3632/93/EGKS57, welche ebenfalls mit Auslaufen des EGKS-Vertrages
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am 23.7.2002 ihre Gültigkeit verloren hat. In ihrer Mitteilung vom 26.6.200258 äußert sich die Kom-
mission zur Behandlung von Beihilfefällen nach Auslaufen des EGKS-Vertrages.

c) Kraftfahrzeugindustrie
Für Beihilfen an die Kfz-Industrie galt bis 31.12.2002 der Kfz-Gemeinschaftsrahmen59, seither
gelten der neue multisektorale Beihilferahmen60 bzw. die normalen horizontalen Bestimmungen.

d) Kunstfaserindustrie
Für Beihilfen an die Kunstfaserindustrie galt bis 31.12.2002 der Beihilfekodex für Kunstfaser-
industrie61, seither gelten der neue multisektorale Beihilferahmen62 bzw. die normalen horizon-
talen Bestimmungen.

e) Verkehr
Gemäß Artikel 73 EG-Vertrag sind Beihilfen mit dem EG-Vertrag vereinbar, die den Erfordernissen
der Koordinierung des Verkehrs oder der Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff des öffentlichen
Dienstes zusammenhängender Leistungen entsprechen. Einen wesentlichen Anteil an Beihilfen
für den Binnenverkehr bilden die Beihilfen für den Schienenverkehr, die den nationalen Eisen-
bahnen im Rahmen der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/6963 sowie (EWG) Nr. 1107/7064 gewährt
werden. Im Bereich des Straßenverkehrs und der Binnenschifffahrt können diese Verordnun-
gen ebenfalls als Rechtsgrundlage zur Genehmigung von Beihilfen herangezogen werden. Die
Kontrolle staatlicher Beihilfen im Bereich des Luftverkehrs wird von der Kommission durch die
Leitlinien für den Luftverkehr65 wahrgenommen, welche insbesondere die Gewährung einmaliger
Umstrukturierungsbeihilfen für Fluggesellschaften vorsehen. Im Bereich des Seeverkehrs behan-
delt die Kommission staatliche Beihilfen gemäß den Leitlinien über staatliche Beihilfen im
Seeverkehr66.
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58 Mitteilung der Kommission über bestimmte Aspekte der Behandlung von Wettbewerbsfällen nach Auslaufen des
EGKS-Vertrags, ABl. C 152 vom 26.6.2002

59 Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen in der Kfz-Industrie, ABl. C 279 vom 15.9.1997, Bekanntmachung über
die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Gemeinschaftsrahmens für staatliche Beihilfen in der Kfz-Industrie, ABl.
C 258 vom 9.9.2000, Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten – Gemeinschaftsrahmen für staatliche Bei-
hilfen in der Kfz-Industrie, ABl. C 368 vom 22.12.2001

60 Siehe 1.4.1 c
61 Leitlinien für Beihilfen zugunsten der Kunstfaserindustrie, ABl. C 94 vom 30.3.1996, Verlängerung der Geltungsdauer

der Leitlinien für Beihilfen zugunsten der Kunstfaserindustrie, ABl. C 24 vom 29.1.1999
62 Siehe 1.4.1 c
63 Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26.6.1969 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit dem Be-

griff des öffentlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen-
schiffsverkehrs, ABl. L 156 vom 28.6.1969, geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1893/91 des Rates vom
20.6.1991, ABl. L 169 vom 29.6.1991

64 Verordnung (EWG) des Rates vom 4.6.1970 über Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr, ABl.
L 130 vom 15.6.1970, geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1473/75 des Rates vom 20.5.1975, ABl. L 152 vom
12.6.1975, Verordnung (EWG) Nr. 3578/92 des Rates vom 7.12.1992, ABl. L 364 vom 12.12.1992, Verordnung (EG)
Nr. 2255/96 des Rates vom 19.11.1996, ABl. L 304 vom 27.11.1996, Verordnung (EG) Nr. 543/97 des Rates vom
17.3.1997, ABl. L 84 vom 26.3.1997

65 Anwendung der Artikel 92 und 93 des EG-Vertrages sowie des Artikels 61 des EWR-Abkommens auf staatliche Bei-
hilfen im Flugzeugsektor, ABl. C 350 vom 10.12.1994

66 Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im Seeverkehr vom 29.10.2003, noch nicht veröffentlicht



f) Landwirtschaft
Im Bereich der Landwirtschaft findet auf alle staatlichen Beihilfen, die im Zusammenhang mit
Tätigkeiten zur Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ge-
währt werden (ausgenommen Forstwirtschaft, Fischerei- und Aquakultursektor), der Gemein-
schaftsrahmen für staatliche Beihilfen im Agrarsektor67 Anwendung. Danach können Investitionen,
die sich auf die Verringerung der Produktionskosten, die Verbesserung und Umstellung der Erzeu-
gung, die Steigerung der Qualität, die Erhaltung und Verbesserung der natürlichen Umwelt, die
Verbesserung der Hygienebedingungen und der Tierschutznormen sowie die Förderung der Di-
versifizierung der Tätigkeiten im Betrieb beziehen, unter die Ausnahmebestimmung des Artikels
87 Absatz 3 c EG-Vertrag fallen, da sie die Bedingungen der landwirtschaftlichen Erzeugung ver-
bessern und die Entwicklung des Agrarsektors erleichtern. Neben diesen Investitionsbeihilfen
sind auch andere Beihilfen wie z. B. zum Ausgleich von Nachteilen in benachteiligten Gebieten,
Niederlassungsbeihilfen für Junglandwirte, für den Vorruhestand oder für die Beendigung land-
wirtschaftlicher Erwerbstätigkeiten, für die Stilllegung von Produktions-, Verarbeitungs- und Vermark-
tungskapazitäten usw. zulässig.

g) Fischerei
Die Vereinbarkeit nationaler Beihilferegelungen zugunsten des Fischerei- und Aquakultursektors
wird von der Kommission anhand der Fischereileitlinien68 überprüft, welche für den gesamten
Fischereisektor, also für die Nutzung der lebenden Meeresschätze, die Aquakultur, die Produktions-
mittel sowie die Verarbeitung und Vermarktung der daraus hervorgehenden Erzeugnisse gelten
und Ausnahmen vom Grundsatz der Unvereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem Gemeinsamen
Markt schaffen.

h) Schiffbau
Die Gewährung von Beihilfen für den Schiffbau richtet sich nach der Verordnung (EG) Nr. 1540/98
des Rates, die allerdings mit 31.12.2003 ihre Geltung verliert. Ab dem Jahr 2004 wird dieser Be-
reich durch einen Beihilferahmen geregelt werden.

1.5 DIE ENTSCHEIDUNGSPRAXIS DER KOMMISSION

Die Europäische Kommission, Generaldirektion Wettbewerb, veröffentlicht jährlich einen Bericht
über die Wettbewerbspolitik der Europäischen Union, welcher die aktuelle Entscheidungspraxis
der Kommission darstellt. Dieser Bericht ist auch über Internet verfügbar und für das Jahr 2001
auf folgender Website abrufbar:
http://europa.eu.int/comm/competition/annual_reports/2001/competitionpolicy/de.pdf 

Zahlreiche weitere Informationen zur Europäischen Union sind über Internet auf dem Server der
Europäischen Union verfügbar: http://europa.eu.int
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67 Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen im Agrarsektor, ABl. C 28 vom 1.2.2000, neu veröffentlicht in berich-
tigter Fassung im ABl. C 232 vom 12.8.2000

68 Leitlinien für die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor, ABl. C 19 vom 20.1.2001



Kapitel 2

DAS VERFAHREN 

BEI STAATLICHEN 

BEIHILFEN





2.1 ALLGEMEINES

Artikel 88 EG-Vertrag regelt das Verfahren zur Anwendung der in Artikel 87 EG-Vertrag enthal-
tenen materiellen Beihilferegeln und unterscheidet zwischen dem Verfahren zur Überprüfung
neu einzuführender oder umzugestaltender Beihilfen69 einerseits sowie einem solchen zur
fortlaufenden Überprüfung bestehender Beihilfen70 andererseits. Das Beihilfeaufsichtsverfah-
ren ist im Gegensatz zum Kartellaufsichtsverfahren ein Verfahren, an dem lediglich die Gemein-
schaftsorgane (i. d. R. die Kommission, in Ausnahmefällen der Rat71) und die Mitgliedstaaten be-
teiligt sind. Den Mitgliedstaaten als solchen kommt somit der Status von Verfahrensbeteiligten
zu, während andere Gebietskörperschaften nur als unmittelbar und individuell Betroffene im Sinne
des Artikels 230 Absatz 4 EG-Vertrag angesehen werden können.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften
für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrages (Verfahrensordnung) wurde ein verfahrens-
rechtlicher Rahmen für die Beurteilung von Beihilfefällen festgelegt, welcher unbeschadet der
besonderen Verfahrensregeln in Verordnungen für bestimmte Sektoren für Beihilfen in allen Sek-
toren gilt.

2.2 DIE ÜBERPRÜFUNG NEU EINZUFÜHRENDER ODER 
UMZUGESTALTENDER BEIHILFEN

2.2.1 Die Notifizierung

Artikel 88 EG-Vertrag bestimmt in seinem Absatz 3, dass die Kommission von jeder beabsichtigten
Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen so rechtzeitig unterrichtet werden muss, dass sie vor
Gewährung der Beihilfe entscheiden kann. Die Bestimmung beruht daher auf einem 
System der vorherigen Kontrolle und verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Notifizierung aller Maß-
nahmen, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit eine Beihilfe darstellen. Gleichzeitig verbietet sie
die Ausführung der Beihilfemaßnahmen, bevor die Kommission diese ausdrücklich oder stillschweigend
genehmigt hat (Stillhalteverpflichtung). Der Kommission wird im Gegenzug die Verpflichtung auf-
erlegt, sich innerhalb einer angemessenen Frist dahingehend zu äußern, ob die notifizierte Beihilfe
in den Genuss der Ausnahmeregelungen des Artikels 87 Absatz 2 oder 3 EG-Vertrag gelangen und
daher als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar genehmigt werden kann oder ob das in Artikel
88 Absatz 2 EG-Vertrag vorgesehene formelle Prüfungsverfahren zu eröffnen ist.

Der Umfang der Notifizierungsverpflichtung gemäß Artikel 88 EG-Vertrag erstreckt sich auf alle
Vorhaben zur Gewährung von Beihilfen oder zur Änderung bestehender Beihilferegelungen. Aus-
genommen von der Notifizierungsverpflichtung sind lediglich Beihilfen, die bereits von einer 
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69 Siehe Artikel 88 Absatz 3: „Die Kommission wird von jeder beabsichtigten Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen
so rechtzeitig unterrichtet, dass sie sich dazu äußern kann.“

70 Siehe Artikel 88 Absatz 1: „Die Kommission überprüft fortlaufend in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die in
diesen bestehenden Beihilferegelungen.“

71 Siehe Artikel 88 Absatz 2 3. Unterabsatz sowie Artikel 89 EG-Vertrag



positiven Kommissionsentscheidung oder einer Gruppenfreistellungsverordnung gedeckt sind,
oder Beihilfen, die als de minimis72 einzustufen sind und daher vom Anwendungsbereich des
Artikels 87 ff. EG-Vertrag gänzlich ausgenommen sind.

Es liegt im Interesse eines potenziellen Beihilfeempfängers, zu überprüfen, ob die Beihilfe nach
ihrer Notifizierung durch die nationalen Behörden von der Kommission genehmigt wurde, da Bei-
hilfen, die ohne Notifizierung oder im Falle der Notifizierung vor Abschluss des Untersuchungs-
verfahrens gewährt wurden, rechtswidrig sind und zurückgefordert werden können, sofern sich
nach Abschluss des Verfahrens herausstellt, dass sie mit dem Gemeinsamen Markt unverein-
bar sind. Nachdem Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag in den Mitgliedstaaten unmittelbare Wirkung
entfaltet, besteht darüber hinaus die Gefahr der einstweiligen Rückforderung einer rechtswidrigen
Beihilfe durch nationale Gerichte.

2.2.1.1 Formalitäten
Notifizierungen müssen von der jeweiligen für Beihilfen zuständigen Zentralbehörde des betrof-
fenen Mitgliedstaates (in Österreich: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, C 1 Wirt-
schaftspolitik, Abteilung 8 – EU-Beihilfenrecht) vorgenommen und im Wege der Ständigen Ver-
tretung des Mitgliedstaates bei der Europäischen Union in Brüssel der Kommission übermittelt
werden und sollten sich auf Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag oder jede andere ihnen zugrunde
liegende gemeinschaftsrechtliche Bestimmung beziehen. Zu diesem Zweck kann auf das von
der Kommission vorbereitete Notifizierungsformular73 zurückgegriffen werden. Mit Eingang der
Notifizierung im Generalsekretariat der Kommission oder in der zuständigen Generaldirektion
(lediglich in den Fällen genehmigter Beihilferegelungen) beginnt die Frist zu laufen, innerhalb
derer die Kommission sich dahingehend zu äußern hat, ob sie die Beihilfe genehmigen kann oder
ein formelles Prüfungsverfahren gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten ist.

2.2.1.2 Die Entscheidung der Kommission zur Genehmigung notifizierter Beihilfen ohne Einleitung
eines Verfahrens nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag (Vorprüfungsverfahren)
Nach der Notifizierung der geplanten Beihilfe beginnt die Kommission mit ihrer Vorprüfung, die
einer ersten Meinungsbildung hinsichtlich der Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen
Markt dient. Diese Untersuchungsphase beginnt mit vollständiger Notifizierung74 und darf nach
der Rechtsprechung des Gerichtshofes nicht länger als 2 Monate dauern75. Innerhalb dieser Frist
hat die Kommission eine der folgenden Entscheidungen zu treffen:

• Die notifizierte Maßnahme stellt keine Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag
dar und kann daher ohne Abänderung durchgeführt werden.
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72 Amtsblatt L 10/30 vom 13.1.2001
73 Schreiben SG(94) D/2472-2494 der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 22. Februar 1994 über Anmeldungen

und standardisierte Jahresberichte.
74 D. h. wenn die Kommission über alle Informationen verfügt, die notwendig sind, um die Vereinbarkeit der Beihilfe mit

dem Gemeinsamen Markt zu beurteilen.
75 Siehe Artikel 4 Absatz 6 der Verfahrensordnung



• Die notifizierte Maßnahme stellt eine Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag
dar, welche jedoch unter eine genehmigte Beihilferegelung oder eine der Ausnahme-
bestimmungen des Artikels 87 Absatz 2 oder 3, des Artikels 86 Absatz 2 oder des Artikels 73
EG-Vertrag fällt und daher als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar anzusehen ist. Die
Maßnahme kann ohne Abänderung durchgeführt werden.

• Die notifizierte Maßnahme stellt eine Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag
dar, an deren Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt die Kommission Zweifel hat und
daher das Untersuchungsverfahren gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einleitet. In die-
sem Fall kann die Maßnahme nicht durchgeführt werden, bis die Kommission diese aus-
drücklich genehmigt.

Enthält eine Notifizierung nicht alle erforderlichen Angaben, um die Kommission in die Lage zu
versetzen, die Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Gemeinsamen Markt feststellen zu können,
liegt eine unvollständige Notifizierung vor. In diesem Fall kann die Kommission den betreffen-
den Mitgliedstaat in einem Auskunftsersuchen um die Übermittlung zusätzlicher Auskünfte er-
suchen, wodurch der Lauf der Frist zur Überprüfung der Notifizierung gehemmt wird und die
Untersuchungsfrist von 2 Monaten erst mit Übermittlung der angeforderten Auskünfte wieder neu
zu laufen beginnt. Die Kommission kann jedoch die Voruntersuchung von als mit Artikel 87 Ab-
satz 1 EG-Vertrag unvereinbar bezeichneten staatlichen Maßnahmen nicht unendlich verlängern76,
sondern hat, wenn sie bei der Einschätzung der Beihilfe auf grundlegende Schwierigkeiten stößt,
ob eine Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist, das Verfahren gemäß Artikel 88 Ab-
satz 2 EG-Vertrag zu eröffnen.

Werden die fehlenden Angaben seitens des Mitgliedstaates nicht oder nur unvollständig über-
mittelt, schickt die Kommission ein Erinnerungsschreiben oder ein weiteres Auskunftsersuchen.
Werden die angeforderten Informationen selbst nach der Erinnerung nicht fristgerecht erteilt, so
gilt die Notifizierung als zurückgezogen und der Mitgliedstaat kann die Beihilfe nicht durchführen.

Vor Erlass einer Entscheidung über ein notifiziertes Beihilfeverfahren ohne Einleitung des förm-
lichen Prüfverfahrens gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag ist die Kommission nicht verpflich-
tet, die anderen Mitgliedstaaten und beteiligte Dritte vom Verlauf des Vorprüfungsverfahrens
zu unterrichten. Die Entscheidung der Kommission, gegen die notifizierte Beihilfe keine Einwände
zu erheben, wird dem betreffenden Mitgliedstaat durch Brief mitgeteilt und ist Gegenstand einer
kurzen in der Reihe C des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften77 veröffentlichten Mit-
teilung. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung kann jedoch schriftlich beim Generalsekre-
tariat der Kommission von jeder interessierten Partei angefordert werden.

Hat die Kommission innerhalb der vorgesehenen Zweimonatsfrist ab vollständiger Notifizierung
keine Entscheidung getroffen, gilt die Beihilfe als genehmigt und kann vom Mitgliedstaat recht-
mäßig durchgeführt werden, nachdem er die Kommission von dieser Absicht in Kenntnis gesetzt
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76 EuGH 3.6.1999, T-17/96, Télevision française/Kommission
77 Mitteilungen und Bekanntmachungen



und die Kommission innerhalb von 15 Tagen auch darauf nicht mit einer Entscheidung reagiert
hat78. Die Beihilfe wird dadurch zu einer bestehenden Beihilfe79.

2.2.1.3 Das formelle Prüfverfahren (Hauptprüfverfahren) nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag
Hat die Kommission nach Abschluss des Vorprüfungsverfahrens Zweifel hinsichtlich der Verein-
barkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt oder kann die Beihilfe nach Ansicht der Kom-
mission nur unter Auflage gewisser Bedingungen genehmigt werden oder ist die Kommission der
Ansicht, dass eine genehmigte Beihilfe unter Missachtung der erteilten Genehmigung missbräuchlich
angewandt wird, leitet sie unverzüglich das förmliche Prüfverfahren gemäß Artikel 88 Absatz 2
EG-Vertrag ein.

Dieses Verfahren setzt zunächst die Veröffentlichung einer detaillierten Mitteilung, in der die
wesentlichen Sach- und Rechtsfragen zusammengefasst werden, in der Reihe C des Amtsblatts
der Europäischen Gemeinschaften sowie die Aufforderung an den betreffenden Mitgliedstaat und
andere Beteiligte im Sinne des Artikels 20 Absatz 1 der Verfahrensordnung80 zur schriftlichen
Stellungnahme innerhalb einer bestimmten Frist (i. d. R. 30 Tage nach Zustellung bzw. Veröffent-
lichung) voraus. Mit der Veröffentlichung der Entscheidung über die Eröffnung des Verfahrens,
die in Form eines Schreibens an den betreffenden Mitgliedstaat erfolgt, wird ein kontradiktori-
sches Untersuchungsverfahren eröffnet, an dem sich alle öffentlichen und privaten Personen,
die ein legitimes Interesse geltend machen, beteiligen können. Der Zweck des Verfahrens be-
steht darin, eine umfassende Prüfung des Falles zu gewährleisten, indem zweifelhafte Fälle unter
Einbeziehung des betreffenden Mitgliedstaates geprüft und beteiligte Dritte gehört werden.

Unterlässt es der betreffende Mitgliedstaat, sich zur Einleitung des Verfahrens zu äußern, ist die
Kommission befugt, eine Entscheidung auf der Grundlage der ihr zur Verfügung stehenden Informa-
tionen zu treffen. Das Prüfverfahren der Kommission sollte nach einem Zeitraum von 18 Mo-
naten nach Eröffnung des Verfahrens beendet sein81. Ist das nicht der Fall, kann der betreffen-
de Mitgliedstaat auf Wunsch eine Entscheidung innerhalb zweier Monate verlangen. Liegen der
Kommission zu diesem Zeitpunkt noch nicht ausreichend Informationen vor, anhand derer sie
ihre Zweifel an der Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt ausräumen kann, ist
sie gezwungen, eine Negativentscheidung zu treffen.

Der Mitgliedstaat kann die Notifizierung des Beihilfevorhabens in jedem Stadium des Prüfver-
fahrens zurückziehen. Außer in den Fällen der Zurückziehung der Notifizierung beendet die Kom-
mission das förmliche Prüfverfahren mit einer der folgenden formellen Entscheidungen:

• Positiventscheidung: Die Kommission gelangt im Zuge des förmlichen Prüfverfahrens zu
dem Ergebnis, dass die notifizierte Maßnahme keine Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz
1 EG-Vertrag darstellt oder dass sie eine gemäß Artikel 87 Absatz 2 oder 3, Artikel 
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78 EuGH 11.12.1973, Rs 120/73 Lorenz
79 Siehe 2.3
80 Z.B. das durch die Beihilfe begünstigte Unternehmen bzw. die durch die Beihilfe in ihren Interessen beeinträchtigten

Unternehmen
81 Siehe Artikel 7 Absatz 6 Satz 2 der Verfahrensordnung



86 Absatz 2 oder Artikel 73 EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Beihilfe
ist.

• Positiventscheidungen können auch mit Bedingungen oder Auflagen verbunden werden,
sodass die Beihilfegewährung im Hinblick auf ihre Dauer oder die Art, die Höhe oder den
Zweck der Beihilfe beschränkt ist.

• Negativentscheidung: Die Kommission gelangt im Zuge des förmlichen Prüfverfahrens zu
dem Ergebnis, dass die notifizierte Maßnahme eine mit dem Gemeinsamen Markt nicht ver-
einbare Beihilfe darstellt. In der Entscheidung wird festgestellt, dass der Mitgliedstaat die Bei-
hilfe nicht gewähren darf, sie aufzuheben oder umzugestalten hat.

• Gemischte Entscheidungen sind teilweise positiv und teilweise negativ. 

Die Kommission gibt in ihrer Entscheidung eine Frist an, innerhalb derer der betreffende Mit-
gliedstaat der Entscheidung nachkommen und die geforderten Maßnahmen durchführen muss.
Im Falle einer (teilweise) negativen, unter der Auflage von Bedingungen positiven Entscheidung
oder auch einer gänzlichen Positiventscheidung82 kann der betreffende Mitgliedstaat und das be-
günstigte Unternehmen eine Nichtigkeitsklage gemäß Artikel 230 EG-Vertrag erheben. Im Falle
einer (teilweise) positiven Entscheidung steht dasselbe Klagerecht den Wettbewerbern des Bei-
hilfeempfängers und unmittelbar betroffenen Personen zu. Die Klage hat jedoch keine aufschie-
bende Wirkung im Hinblick auf die Kommissionsentscheidung.

2.2.2 Unrechtmäßige Beihilfen

Kommt ein Mitgliedstaat seiner Notifizierungs- bzw. Aussetzungsverpflichtung nicht nach,
kann die Kommission bei Zweifeln an der Vereinbarkeit der Beihilfe von Amts wegen ein Ver-
fahren eröffnen; vor der Genehmigung durch die Kommission gewährte Beihilfen sind unrecht-
mäßig.

Die Kommission kann nicht nur im Wege einer Notifizierung seitens eines Mitgliedstaates, sondern
auch durch Beschwerden83 konkurrierender Wettbewerber des Beihilfeempfängers oder ande-
re Informationsquellen Kenntnis von einer Beihilfe erlangen, da beteiligte Dritte84 berechtigt sind,
die Kommission über mutmaßlich rechtswidrige Beihilfen in Kenntnis zu setzen. Nach Einrei-
chung einer substantiierten Beschwerde ist die Kommission grundsätzlich verpflichtet, das Be-
schwerdevorbringen unter Anwendung der Beihilfevorschriften dahingehend zu prüfen, ob der
Fall näher zu untersuchen ist.

Nachdem die Kommission festgestellt hat, dass ein Mitgliedstaat seinen Verpflichtungen zur Noti-
fizierung und Aussetzung eines Beihilfeverfahrens nicht nachgekommen ist, fordert sie diesen
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82 Beispielsweise dann, wenn die Kommission ihre Positiventscheidung auf eine andere Rechtsgrundlage stützte als
dies vom Mitgliedstaat angestrebt wurde. 

83 Siehe Formblatt für Beschwerden über mutmaßlich rechtswidrige staatliche Beihilfen, ABl. C 116 vom 16.5.2003, S.
0003-0006

84 Siehe Artikel 20 Absatz 2 der Verfahrensordnung



auf, sich hierzu zu äußern. Kommt der Mitgliedstaat dieser Aufforderung nicht oder nicht voll-
ständig nach, so wird die Kommission die Auskünfte durch Entscheidung anfordern (Anordnung
zur Auskunftserteilung).

Die Kommission kann auch die einstweilige Rückforderung einer rechtswidrigen Beihilfe anord-
nen (Rückforderungsanordnung), wenn hinsichtlich des Beihilfecharakters der Maßnahme kei-
nerlei Zweifel bestehen, ein Tätigwerden der Kommission dringend geboten ist und ein erheblicher
und nicht wiedergutzumachender Schaden für einen Mitbewerber ernsthaft zu befürchten ist.

Sowohl das Verfahren, das zu Entscheidungen in Fällen nicht notifizierter Beihilfen führt, als auch
der Inhalt dieser Entscheidungen entsprechen jenen notifizierter Beihilfen, einzig ist die Kom-
mission bei nicht notifizierten Beihilfen an keine Fristen für ihre Entscheidung gebunden. Hat die
Kommission im Wege einer Beschwerde Kenntnis von der Beihilfe erhalten, muss sie die Be-
hauptungen des Beschwerdeführers unparteiisch und erschöpfend prüfen und stellt ihm nach
Abschluss des Verfahrens eine Kopie der an den betroffenen Mitgliedstaat ergangenen Ent-
scheidung zu.

Die Kommission kann wie bei notifizierten Beihilfen bereits nach Abschluss des Vorprüfungs-
verfahrens eine Positiventscheidung treffen, in welcher sie feststellt, keine Einwände gegen
die Maßnahme zu erheben, weil sie keine Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag
darstellt oder die Beihilfe entweder unter eine genehmigte Beihilferegelung oder unter eine Aus-
nahmebestimmung des Artikels 87 Absatz 2 oder 3 EG-Vertrag fällt. In diesem Fall handelt es
sich um die nachträgliche Genehmigung einer rechtswidrig gewährten Beihilfe. Andererseits kann
die Kommission unverzüglich das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag eröffnen.
Endet dieses Verfahren mit einer Negativentscheidung, muss der Mitgliedstaat vom Beihilfe-
empfänger die rechtswidrige Beihilfe zurückfordern.

2.2.3 Die missbräuchliche Anwendung von Beihilfen

Verwendet ein Begünstigter eine Beihilfe unter Verstoß gegen die positive Entscheidung der Kom-
mission85, so handelt es sich dabei um eine missbräuchliche Anwendung einer Beihilfe. In diesem
Fall eröffnet die Kommission in der Regel das förmliche Prüfverfahren und wendet die Bestim-
mungen betreffend das Verfahren bei rechtswidrigen Beihilfen sinngemäß an.

2.2.4 Die Rückforderung staatlicher Beihilfen

Gemäß Artikel 14 der Verfahrensordnung ordnet die Kommission die Rückforderung sämtlicher
unter Verstoß gegen die Notifizierungsverpflichtung gewährten und nicht mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbaren Beihilfen an (Rückforderungsentscheidung). Danach hat der betreffende
Mitgliedstaat alle Maßnahmen zu ergreifen, um die Beihilfe unverzüglich nach innerstaatlichen
Verfahrensvorschriften vom Empfänger zurückzufordern, sofern hierdurch die sofortige und
tatsächliche Vollstreckung der Kommissionsentscheidung ermöglicht wird.
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Der Zweck der Rückforderung besteht darin, die durch die rechtswidrige Beihilfe verursachte
Wettbewerbsverzerrung am Gemeinsamen Markt im Nachhinein zu korrigieren. Aus diesem Grunde
ordnet die Kommission an, dass bei der Erstattung der Beihilfe ab dem Zeitpunkt ihrer Gewährung
bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung Zinsen zu zahlen sind, die auf der Grundlage des von der
Kommission festgesetzten Referenzzinssatzes berechnet werden. Da gemäß Artikel 242 EG-
Vertrag Klagen beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften keine aufschiebende Wir-
kung haben, berührt eine Nichtigkeitsklage des Beihilfeempfängers oder des betreffenden Mit-
gliedstaates gemäß Artikel 230 EG-Vertrag nicht die Verpflichtung, der Rückforderungsentscheidung
durch Rückzahlung oder Beitreibung nachzukommen.

Die Durchführung der Rückforderungsanordnung durch den betreffenden Mitgliedstaat wird von
der Kommission überwacht. Weigert sich der Mitgliedstaat der Rückforderungsentscheidung nach-
zukommen, kann die Kommission auf der Grundlage von Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag direkt
eine Vertragsverletzungsklage beim Gerichtshof wegen Nichtbefolgung von Kommissionsent-
scheidungen einbringen.

Die Befugnisse der Kommission zur Rückforderung von Beihilfen gelten für eine Frist von zehn
Jahren. Diese Frist beginnt mit dem Tag, an dem die rechtswidrige Beihilfe dem Empfänger ge-
währt wird. Jede Beihilfe, für die die Frist abgelaufen ist, gilt als bestehende Beihilfe.

2.2.5 Der Grundsatz des berechtigten Vertrauens

Eines der üblicherweise von den Mitgliedstaaten oder den Beihilfeempfängern geltend gemach-
ten Argumente, um sich der Beitreibung oder Rückzahlung von Beihilfen zu entziehen, ist der
Grundsatz des berechtigten Vertrauens.

Da die Kommission für die Überwachung der staatlichen Beihilfen jedoch gemäß Artikel 88 EG-
Vertrag allein zuständig ist, kann ein beihilfebegünstigtes Unternehmen auf die Ordnungsmäßigkeit
einer erhaltenen Beihilfe nur dann vertrauen, wenn diese unter Einhaltung des in Artikel 88 EG-
Vertrag vorgesehenen Verfahrens gewährt wurde. Der Europäische Gerichtshof geht davon aus,
dass sich Beihilfeempfänger nur ausnahmsweise auf den Vertrauensschutz berufen können, und
zwar dann, wenn sie sich im Rahmen ihrer Sorgfaltspflicht vor dem Erhalt der Beihilfe von deren
Rechtmäßigkeit vergewissert haben86. Wenn diese also die Rechtmäßigkeit und Vereinbarkeit
der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht überprüfen, können sie sich anschließend nicht
darauf berufen, dass sie von der Konformität der Beihilfe mit dem Gemeinschaftsrecht überzeugt
waren.

2.3 DIE FORTLAUFENDE ÜBERPRÜFUNG BESTEHENDER BEIHILFEN

Die Verpflichtung zur Notifizierung staatlicher Beihilfen sowie die damit einhergehende Ausset-
zungsverpflichtung der Mitgliedstaaten gilt nicht für bestehende Beihilfen, d. h. bestehende Bei-
hilfen sind rechtmäßig und mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar, solange die Kommission
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nichts Gegenteiliges feststellt. Bestehende Beihilfen im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 EG-Ver-
trag sind insbesondere:

• Beihilfen, die vor dem Inkrafttreten des EG-Vertrages (1.1.1958) bzw. vor dem Beitritt des
jeweiligen Mitgliedstaates eingeführt wurden und von der Kommission nie formell geprüft oder
genehmigt wurden (für Österreich gilt das Datum des Beitritts zum EWR, 1.1.1994, mit welchem
bereits der gesamte acquis communautaire – ausgenommen Landwirtschaft und Fischerei –
übernommen wurde87).

• Beihilfen, die die Kommission bereits aufgrund einer Entscheidung genehmigt hat.

• Beihilfen, die als rechtmäßig gewährt anzusehen sind, weil die Kommission es verabsäumt
hat, innerhalb der ihr für die Prüfung einer Notifizierung zur Verfügung stehenden Frist von
zwei Monaten Stellung zu nehmen und der Mitgliedstaat die Kommission nach Ablauf dieser
Frist darüber unterrichtet hat, dass er das Beihilfevorhaben durchführen werde und die Kommis-
sion auch darauf nicht reagiert hat.

Der Kategorie der bestehenden Beihilfen kommt deswegen besondere Bedeutung zu, weil sie
Anwendungsfälle der von der Kommission bereits genehmigten Beihilferegelungen umfasst. Gemäß
Artikel 88 Absatz 1 EG-Vertrag überprüft die Kommission fortlaufend in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten die in diesen bestehenden Beihilferegelungen. Sie schlägt ihnen die zweck-
dienlichen Maßnahmen vor, welche die fortschreitende Entwicklung und das Funktionieren des
Gemeinsamen Marktes erfordern.

Diese Bestimmung beruht auf einem System der nachherigen Kontrolle und soll die Kommis-
sion in die Lage versetzen, die Aufhebung oder Anpassung alter oder aus der Zeit vor dem Bei-
tritt stammender Beihilfen, die mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, sicherzustellen
und Beihilferegelungen, die sie früher genehmigt hat, zu überprüfen. Die anderen Mitgliedstaaten
haben gegen die Kommission einen Rechtsanspruch auf fortlaufende Überprüfung, welcher direkt
aus den Vertragsbestimmungen resultiert. Ob die Kommission tatsächlich bzw. zu welchem Zeit-
punkt sie eine solche Überprüfung durchführt, liegt in ihrem Ermessen. Dieses Verfahren wird
aber nicht nur zur Überprüfung von Beihilferegelungen einzelner Mitgliedstaaten angewandt,
sondern auch in Fällen, in denen die Kommission in einem Zug in allen Mitgliedstaaten Ände-
rungen bestehender Beihilferegelungen, z. B. im Hinblick auf einzelne Sektoren oder bestimm-
te Zwecke, herbeizuführen wünscht88.

Vertritt die Kommission die Auffassung, dass eine bestehende Beihilferegelung geeignet ist, das
Funktionieren oder die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes zu beeinträchtigen, leitet sie eine
Überprüfung in der Regel dadurch ein, dass sie vom betreffenden Mitgliedstaat einschlägige
Informationen anfordert, die dieser in einer festgesetzten Frist zu erteilen hat. Die Einleitung einer
Überprüfung bedeutet nicht, dass die Anwendung der Beihilferegelung ausgesetzt werden muss.
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Nach Prüfung der bestehenden Beihilferegelung unter Einbeziehung der seitens des Mitglied-
staates übermittelten Informationen kann die Kommission entscheiden, dass die Regelung un-
verändert weiterbestehen kann, da sie als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen
werden kann, oder sie kann entsprechende Änderungen vorschlagen, die ihr zweckdienlich er-
scheinen, um die Regelung mit den geltenden Vorschriften in Einklang zu bringen. Diese zweck-
dienlichen Maßnahmen, welche unverbindliche Empfehlungen der Kommission darstellen, werden
dem Mitgliedstaat in einem begründeten Schreiben mitgeteilt. Erklärt sich der Mitgliedstaat in
Form einer formellen und verbindlichen Annahmeerklärung bereit, die vorgeschlagenen Ände-
rungen vorzunehmen, so hält die Kommission dies fest, unterrichtet den Mitgliedstaat davon und
schließt den Fall ab.

Lehnt es der Mitgliedstaat ab, die vorgeschlagenen zweckdienlichen Maßnahmen durchzuführen,
so kann die Kommission den betreffenden Mitgliedstaat hierzu nur im Rahmen eines förmlichen
Hauptprüfverfahrens nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag verpflichten. Die das förmliche
Prüfverfahren der Kommission abschließende Entscheidung wird mit ihrer Bekanntgabe wirk-
sam89 und gibt im negativen Falle eine Frist an, innerhalb derer der Mitgliedstaat die Beihilfe auf-
zuheben oder umzugestalten hat.

Die Beurteilung einer Beihilfe durch die Kommission als neue oder bestehende Beihilfe ist aber
nicht nur im Hinblick auf das Verfahren von wesentlicher Bedeutung. In Fällen, in denen neue
Beihilfen unrechtmäßig gewährt wurden und daher als mit dem Gemeinsamen Markt unverein-
bar befunden werden, muss die Kommission gemäß Artikel 14 der Verfahrensordnung die Rück-
forderung der Beihilfen anordnen, während bei bestehenden Beihilfen eine Rückforderungsan-
ordnung nicht möglich ist.

2.4 DIE RECHTE DRITTER

Da das beihilferechtliche Prüfungsverfahren grundsätzlich ein bilaterales Verfahren ist, das auf
dem Dialog zwischen der Kommission und dem die Beihilfe gewährenden Mitgliedstaat beruht,
sind die begünstigten Unternehmen sowie deren Konkurrenten nicht direkt daran beteiligt, sondern
stellen hinsichtlich des Verfahrens Dritte dar.

Gemäß Artikel 20 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe h der Verfahrensordnung kom-
men Beteiligten allerdings wesentliche Rechte zu. Beispielsweise können Beschwerden an die
Kommission über mutmaßlich rechtswidrige Beihilfen oder über eine mutmaßlich missbräuch-
liche Anwendung von Beihilfen lediglich von Beteiligten eingebracht werden. Der Grund dafür
liegt darin, dass nur sie potenziell durch die kommerziellen Aktivitäten der geförderten Wettbe-
werber in ihrer Aktivität beeinträchtigt bzw. benachteiligt werden können, weil sie mit ihnen in
einem marktlichen Wettbewerb stehen. Beteiligte sind daher nach der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofes90 nicht nur das oder die Unternehmen, die eine Beihilfe erhalten haben,
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sondern auch die durch die Gewährung der Beihilfe eventuell geschädigten Personen, Unter-
nehmen oder Vereinigungen, und insbesondere konkurrierende Unternehmen und Berufsver-
bände, deren Interessen aufgrund der Gewährung einer Beihilfe beeinträchtigt sein können.

Hat die Kommission im Hinblick auf die Vereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt
Zweifel und beschließt daher, das förmliche Prüfverfahren gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Ver-
trag zu eröffnen, werden die Rechte der Beteiligten insofern gewährleistet, als die Kommission
das Schreiben (unter Schwärzung der Geschäftsgeheimnisse), mit dem der betroffene Mitglied-
staat von der Verfahrenseröffnung unterrichtet wurde, im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften veröffentlicht und den Beteiligten innerhalb eines Monats ab Veröffentlichung ein Recht
zur schriftlichen Stellungnahme einräumt. Der Gerichtshof hat befunden91, dass diese Veröffent-
lichung als angemessenes Mittel der Unterrichtung aller Beteiligten anzusehen ist und keine
individuelle Mitteilung an einzelne Beteiligte erforderlich sei. Eine darüber hinausgehende Be-
teiligung am Vorprüfungsverfahren der Kommission bzw. ein Anhörungs- oder Akteneinsichts-
recht steht Beteiligten allerdings nicht zu.

2.5 DER RECHTSSCHUTZ

2.5.1 Die nationalen Gerichte

Die unmittelbare Geltung des in Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag geregelten Durchführungsver-
botes von beabsichtigten Beihilfemaßnahmen bildet die Rechtsgrundlage für das Einschreiten
nationaler Gerichte. Um die den Mitgliedstaaten aufgrund dieser Bestimmung obliegende Ver-
pflichtung unmittelbar umzusetzen, müssen die nationalen Gerichte zugunsten der Einzelnen
nach ihrem nationalen Recht sämtliche Konsequenzen aus einer Verletzung des Artikels 88 Ab-
satz 3 EG-Vertrag sowohl bezüglich der Gültigkeit der Durchführungsakte als auch bezüglich der
Beitreibung der unter Verletzung dieser Bestimmung gewährten finanziellen Unterstützungen
oder eventueller vorläufiger Maßnahmen ziehen92.

2.5.2 Nichtigkeitsklagen

Adressaten einer das Verfahren abschließenden Entscheidung der Kommission im Bereich der
staatlichen Beihilfen sind ausschließlich die Mitgliedstaaten, die dadurch zu den von der Ent-
scheidung direkt Betroffenen werden. Das berechtigt sie dazu, gegen eine negative Entschei-
dung der Kommission binnen 2 Monaten Nichtigkeitsklage beim Europäischen Gerichtshof gemäß
Artikel 230 EG-Vertrag einzubringen. Darüber hinaus sind auch die übrigen Mitgliedstaaten und
der Europäische Rat berechtigt, gegen eine positive Entscheidung der Kommission Nichtigkeitsklage
beim Europäischen Gerichtshof einzubringen. Im Hinblick auf ihre Rechtsschutzmöglichkeiten
sind die Beihilfeempfänger den Mitgliedstaaten weitgehend gleichgestellt, sodass auch sie be-
rechtigt sind, Entscheidungen der Kommission mit Nichtigkeitsklage (allerdings vor dem Gericht
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erster Instanz) anzufechten.

Im Übrigen kann eine Nichtigkeitsklage lediglich von unmittelbar betroffenen Personen im
Sinne von Artikel 230 Absatz 4 EG-Vertrag eingebracht werden. Wie der Gerichtshof in seinem
Urteil vom 23.5.200093 festgestellt hat, kann sich ein Unternehmen somit nicht einfach auf sei-
nen Status als benachteiligter Konkurrent des eine Beihilfe erhaltenden Unternehmens berufen,
sondern muss vielmehr zusätzlich beweisen, dass es sich in einer ähnlichen Lage befindet wie
das Unternehmen, das die Beihilfe erhalten hat. Der Umfang der Mitwirkung am förmlichen Prüf-
verfahren sowie das Ausmaß der Beteiligung der Marktposition des Konkurrenten wird häufig als
Indikator dafür herangezogen, ob er als von der Entscheidung der Kommission individuell be-
troffen anzusehen ist.

Abgesehen von den das förmliche Prüfverfahren abschließenden Entscheidungen können auch
Entscheidungen der Kommission zur Eröffnung des formellen Prüfverfahrens unter bestimmten
Umständen beim Gerichtshof angefochten werden.

Darüber hinaus können gemäß Artikel 232 EG-Vertrag Beteiligte eine Klage wegen Untätigkeit
der Kommission (z. B. infolge einer eingebrachten Beschwerde) beim Europäischen Gerichtshof
erheben.

2.5.3 Vertragsverletzungsklagen

Kommt der betreffende Mitgliedstaat einer Entscheidung der Kommission oder etwaigen Auflagen,
an die die Entscheidung geknüpft ist, innerhalb der ihm von der Kommission gesetzten Frist nicht
nach, so können die Kommission und jeder durch diese Nichtbeachtung betroffene Mitgliedstaat
gemäß dem zweiten Unterabsatz von Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag unmittelbar den Gerichts-
hof wegen Vertragsverletzung anrufen und gegebenenfalls gemäß Artikel 243 EG-Vertrag eine
einstweilige Anordnung beantragen.

In seinen Entscheidungen vom 22.3.200194 und vom 3.7.200195 stellte der Gerichtshof fest, dass
nach der geltenden Rechtsprechung das einzige Argument, auf das sich ein Mitgliedstaat berufen
kann, wenn er eine Entscheidung der Kommission nicht durchführe, die völlige Unmöglichkeit
der Durchführung ist. Wenn ein Mitgliedstaat bei der Durchführung einer Entscheidung auf un-
vorhergesehene und unvorhersehbare Schwierigkeiten stößt, muss er diese Probleme der Kommis-
sion vorlegen und dabei geeignete Änderungen der fraglichen Entscheidung vorschlagen. In
einem solchen Fall müssen die Kommission und der betreffende Mitgliedstaat gemäß dem Grund-
satz von Artikel 10 EG-Vertrag redlich zusammenwirken, um die Schwierigkeiten unter voller Be-
achtung der Bestimmungen über staatliche Beihilfen zu überwinden.

Unterlässt es ein Mitgliedstaat, die sich aus einem Urteil des Gerichtshofes ergebenden Maß-
nahmen zu ergreifen, so kann die Kommission nach Artikel 228 EG-Vertrag ein weiteres Ver-
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fahren gegen den Mitgliedstaat einleiten, das letztendlich zur Verhängung eines Zwangsgeldes
führen kann. Am 18. Juli 2001 beschloss die Kommission erstmals in einem die Rückforderung
staatlicher Beihilfen betreffenden Fall, eine mit Gründen versehene Stellungnahme an Italien zu
richten, in der die Punkte dargelegt sind, in denen sich Italien nicht an das Urteil des Gerichts-
hofes in der Rechtssache Kommission/Italien gehalten hat96.
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Kapitel 3

KOMPENDIUM DER

RELEVANTEN EG/EWR-

VORSCHRIFTEN FÜR

DAS BEIHILFERECHT





3.1 BESTIMMUNGEN IM EG-VERTRAG

Artikel 16
Artikel 73
Artikel 86
Artikel 87-89

3.2 ALLGEMEINE VERFAHRENSVORSCHRIFTEN97

3.2.1 Verfahrensordnung98

Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften für
die Anwendung von Artikel 93 (jetzt Artikel 88) des EG-Vertrages; ABl. L 83 vom 27.3.1999,
S. 0001-0009

3.2.2 Ermächtigungsverordnung und Gruppenfreistellungsverordnungen

Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom 7. Mai 1998 über die Anwendung der Artikel 92 und
93 (jetzt Artikel 87 und 88) des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft auf be-
stimmte Gruppen horizontaler Beihilfen; ABl. L 142 vom 14.5.1998, S. 0001-0004 

Verordnung (EG) Nr. 68/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Ausbildungsbeihilfen; ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 0020-0029

Verordnung (EG) Nr. 69/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen; ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 0030-0032

Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen; ABl.
L 10 vom 13.1.2001, S. 0033-004299
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98 Auf der Rechtsgrundlage des Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22.3.1999 über besondere
Vorschriften für die Anwendung von Artikels 93 des EG-Vertrags kann die Kommission zu Form, Inhalt und anderen
Einzelheiten der Notifizierung und zur Berechnung der Fristen sowie zu den Zinsen Durchführungsvorschriften erlas-
sen. Die Annahme einer solchen Durchführungsverordnung durch die Kommission, welche die Verordnung (EG) Nr.
659/1999 des Rates implementiert und detaillierte Vorschriften betreffend die Notifizierungsverpflichtung, Jahresbe-
richte, Fristen und die Rückforderung rechtswidriger Beihilfen aufstellt, ist für April 2004 vorgesehen. Nach der An-
nahme dieser Durchführungsverordnung plant die Kommission eine Mitteilung, in welcher sie die Mitgliedstaaten darüber
informieren wird, dass die durch die Erlassung der Durchführungsverordnung obsolet gewordenen Texte im Bereich
des Verfahrensrechtes (Schreiben der Kommission, Mitteilungen der Kommission) mit dem Tag der Veröffentlichung
dieser Mitteilung im Amtsblatt der Europäischen Union nicht mehr zur Anwendung gelangen.

99 Änderungen betreffend die neue KMU- Definition wurden bereits vorgeschlagen, siehe Fußnote 100



Verordnung (EG) Nr. 2204/2002 der Kommission vom 12. Dezember 2002 über die Anwendung
der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Beschäftigungsbeihilfen; ABl. L 337 vom 13.12.2002, S. 0003-
0014

3.2.3 Referenz- und Abzinsungssätze

Mitteilung der Kommission über die Referenzzinssätze/Abzinsungssätze mit Wirkung vom 1. Januar
2002; ABl. C 21 vom 24.1.2002, S. 0032

Mitteilung der Kommission über die technische Anpassung des Referenz- und Abzinsungssatzes
für Griechenland; ABl. C 66 vom 1.3.2001, S. 0007

Mitteilung der Kommission über eine technische Anpassung der Methode zur Festsetzung der
Referenzzins- und Abzinsungssätze; ABl. C 241 vom 26.8.1999, S. 0009

Mitteilung der Kommission über die Methode zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungs-
sätze; ABl. C 273 vom 9.9.1997, S. 0003

Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(97) D/7114 vom 18. August 1997, 
http://europa.eu.int/comm/competition/state_aid/legislation/18081997 en.html

Historische Tabelle über Referenz- und Abzinsungssätze seit 1.8.1997, 
http://europa.eu.int/comm/competition/state_aid/others/reference rates.html

Mitteilung der Kommission über die bei der Rückforderung rechtswidrig gewährter Beihilfen anzu-
wendenden Zinssätze; ABl. C 110 vom 8.5.2003, S. 0021-0022

3.3 FINANZIELLE TRANSFERS UND TRANSAKTIONEN

3.3.1 Staatliche Kapitalzuführungen

Anwendung der Artikel 92 und 93 (jetzt 87 und 88) EG-Vertrag auf staatliche Holdinggesell-
schaften; Bulletin EC 9-1984

3.3.2 Finanzielle Transfers an öffentliche Unternehmen

Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 über die Transparenz der finanziellen
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen; ABl. L 195 vom
29.7.1980, S. 0035-0037

Richtlinie 85/413/EWG der Kommission vom 24. Juli 1985 zur Änderung der Richtlinie 80/723/EWG
über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffent-
lichen Unternehmen; ABl. L 229 vom 28.8.1985, S. 0020-0021
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Richtlinie 93/84/EWG vom 30. September 1993 zur Änderung der Richtlinie 80/723/EWG über
die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen
Unternehmen; ABl. L 254 vom 12.10.1993, S. 0016-0018

Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über die Anwendung der Artikel 92 und 93 (jetzt
87 und 88) des Vertrages und des Artikels 5 der Richtlinie 80/723/EWG der Kommission auf
öffentliche Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe; ABl. C 307 vom 13.11.1993, S. 0003-0014

Richtlinie 2000/52/EWG der Kommission vom 26. Juli 2000 zur Änderung der Richtlinie
80/723/EWG über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten
und den öffentlichen Unternehmen; ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 0075-0078

3.3.3 Staatliche Bürgschaften

Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche
Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften; ABl. C 071 vom 11.3.2000, S.
0014-0018

3.3.4 Verkäufe von öffentlichen Grundstücken

Mitteilung der Kommission betreffend Elemente staatlicher Beihilfen bei Verkäufen von Bauten
oder Grundstücken durch die öffentliche Hand; ABl. C 209 vom 10.7.1997, S. 0003-0005

3.3.5 Exportkreditversicherung

Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten nach Artikel 93 Absatz 1 EG-Vertrag zur An-
wendung der Artikel 92 und 93 EG-Vertrag auf kurzfristige Exportkreditversicherungen; ABl. C
281 vom 17.9.1997, S. 0004-0010

Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Änderung der Mitteilung nach Artikel 93
Absatz 1 EG-Vertrag zur Anwendung der Artikel 92 und 93 EG-Vertrag auf die kurzfristige Export-
kreditversicherung; ABl. C 217 vom 2.8.2001, S. 0002-0003

3.3.6 Finanzhilfe – Direkte Unternehmensbesteuerung

Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf
Maßnahmen im Bereich der direkten Unternehmenssteuerung; ABl. C 384 vom 10.12.1998,
S. 0003-0009
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3.4 REGELN FÜR DIE BEURTEILUNG STAATLICHER BEIHILFEN MIT 
HORIZONTALER ZIELSETZUNG

3.4.1 Beihilfen für Forschung und Entwicklung

Mitteilung der Kommission – Gemeinschaftsrahmen für staatliche Forschungs- und Entwicklungs-
beihilfen; ABl. C 045 vom 17.2.1996, S. 0005-0016

Mitteilung der Kommission zur Änderung des Gemeinschaftsrahmens für staatliche Forschungs-
und Entwicklungsbeihilfen; ABl. C 048 vom 13.2.1998, S. 0002

Mitteilung der Kommission über die Überprüfung des Gemeinschaftsrahmens für staatliche For-
schungs- und Entwicklungsbeihilfen; ABl. C 078 vom 10.3.2001, S. 0024

Mitteilung der Kommission zur Verlängerung des Gemeinschaftsrahmens für staatliche Forschungs-
und Entwicklungsbeihilfen; ABl. C 111 vom 8.5.2002, S. 0003

Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 2. Mai 1997 betreffend die Änderung der
Notifizierungsschwellen für Beihilfen zugunsten von Eureka-Projekten; SG(97) D/3466

3.4.2 Umweltschutzbeihilfen

Mitteilung der Kommission – Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen; 
ABl. C 037 vom 3.2.2001, S. 0003-0015

3.4.3 Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen

Mitteilung der Kommission – Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten; ABl. C 288 vom 9.10.1999, S. 0002-0018

Mitteilung der Kommission – Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen und Schließungsbeihil-
fen für die Stahlindustrie (bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 315); ABl. C 070 vom
19.3.2003, S. 0021-0022

3.4.4 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)100

Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen; ABl. L 10
vom 13.1.2001, S. 0033-0042
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100 Eine neue Definition für KMU gilt ab 1.1.2005. Vgl. Empfehlung der Kommission vom 6.5.2003 betreffend die Definition
der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003)
1422); ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 0036-0041 und Mitteilung der Kommission – Muster für eine Erklärung über die
zur Einstufung als KMU erforderlichen Angaben; ABl. C 118 vom 20.5.2003, S. 005-0015



3.4.5 Beschäftigungsbeihilfen

Verordnung (EG) Nr. 2204/2002 der Kommission vom 12. Dezember 2002 über die Anwendung
der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Beschäftigungsbeihilfen; ABl. L 337 vom 13.12.2002,
S. 0003-0014

3.4.6 Benachteiligte Stadtviertel

Bekanntmachung der Kommission hinsichtlich des Außerkrafttretens des Gemeinschaftsrahmens
für staatliche Beihilfen an Unternehmen in benachteiligten Stadtvierteln (bekannt gegeben unter
Aktenzeichen K(2002) 1806); ABl. C 119 vom 22.5.2002, S. 0021

3.4.7 Ausbildungsbeihilfen

Verordnung (EG) Nr. 68/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Ausbildungsbeihilfen; ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 0020-0029

3.4.8 Risikokapital

Mitteilung der Kommission über staatliche Beihilfen und Risikokapital; ABl. C 235 vom 21.8.2001,
S. 0003-0011

3.5 REGELN FÜR DIE BEURTEILUNG VON DIENSTLEISTUNGEN IM 
ALLGEMEINEN WIRTSCHAFTLICHEN INTERESSE

Mitteilung der Kommission – Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa; ABl. C 017 vom 19.1.2001,
S. 0004-0023

Bekanntmachung der Kommission über die Anwendung der Wettbewerbsregeln auf den Post-
sektor und über die Beurteilung bestimmter staatlicher Maßnahmen betreffend Postdienste;
ABl. C 039 vom 6.2.1998, S. 0002-0018

Mitteilung der Kommission – Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa; ABl. C 281 vom 26.9.1996,
S. 0003-0012

3.6 REGELN FÜR DIE BEURTEILUNG VON REGIONALBEIHILFEN

Mitteilung der Kommission – Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung;
ABl. C 074 vom 10.3.1998, S. 0009-0018

Änderung der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung; ABl. C 258 vom 9.9.2000,
S. 0005
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Nationale Fördergebietsbevölkerungshöchstgrenzen im Rahmen der Ausnahmebestimmungen
des Artikels 92 Absatz 3 Buchstaben a) und c) EG-Vertrag für den Zeitraum 2000 bis 2006; ABl.
C 016 vom 21.1.1999, S. 0005

Mitteilung der Kommission – Multisektoraler Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben
(bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 315); ABl. C 070 vom 19.3.2002, S. 0008-0020

Mitteilung der Kommission – Überprüfung der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Ziel-
setzung für die Zeit nach dem 1. Jänner 2007, ABl. C 110 vom 8.5.2003, S. 0024

Siehe auch Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die An-
wendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unter-
nehmen; ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 0033-0042

Siehe auch Mitteilung der Kommission – Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten; ABl. C 288 vom 9.10.1999,
S. 0002-0018

3.7 REGELN FÜR DIE BEURTEILUNG VON BEIHILFEN IN BESTIMMTEN 
INDUSTRIESEKTOREN

3.7.1 Rundfunk

Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk; ABl. C 320 vom 15.11.2001, S. 0005-0011

3.7.2 Audiovisuelle Werke

Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen zu bestimmten Rechtsfragen im Zusammenhang
mit Kinofilmen und anderen audiovisuellen Werken; ABl. C 043 vom 16.2.2002, S. 0006-0017

3.7.3 Elektrizität (verlorene Kosten)

Mitteilung der Kommission über die Methode für die Analyse staatlicher Beihilfen in Verbindung
mit verlorenen Kosten vom 26.7.2001, Schreiben der Kommission SG(2001) D/290869 vom 6.8.2001,
http://europa.eu.int/comm/competition/state_aid/legislation/aid3.html 

3.7.4 Schiffbau

Verordnung (EG) Nr. 1540/98 des Rates vom 29. Juni 1998 zur Neuregelung der Beihilfen für
den Schiffbau; ABl. L 202 vom 18.7.1998, S. 0001-0010
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Verordnung (EG) Nr. 1013/97 des Rates vom 2.6.1997 über Beihilfen für bestimmte Werften, die
zur Zeit umstrukturiert werden; ABl. L 148 vom 6.6.1997, S. 0001-0003

Verordnung (EG) Nr. 1177/2002 des Rates vom 27.6.2002 zur Einführung befristeter Schutz-
maßnahmen für den Schiffbau; ABl. L 172 vom 2.7.2002, S. 0001-0003

Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) D/311 vom 3.1.1989

Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(97) D/4345 vom 10.6.1997, mit dem SG(89)
D/311 abgeändert wird

Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(88) D/6181 vom 26.5.1988

Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(92) D/06981 vom 19.3.1992

Auf den nachfolgenden Seiten einige für Städte und Gemeinden relavante Regelungen im
Volltext. Aufgenommen wurden primär jene Dokumente, welche nicht in der Publikation
„Wettbewerbsrecht in den Europäischen Gemeinschaften Band IIA Stand 30. Juni 1998“
(http://europa.eu.int/comm/competition/state_aid/legislation /iia/de.pdf) enthalten sind.
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